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Das Verfahren in Gebrauchsmusterstreitickeiten ist der ordent-
liche Civil- oder Strafprozels*®.

Die ecivilrechtlichen Klagen wezen Verletzung des eingetragenen
Gebrauchsmusterrechtes verjihren hinsichtlich jeder einzelnen sie
beeriindenden Handlung in drei Jahren?®',

VI. Beendicung. Das Gebrauchsmusterrecht erlischt mit dem
Ablaufe der Schutzfrist, die nur drei Jahre seit dem Beginne des auf
die Anmeldune folgenden Tages betrigt, jedoeh gegen Zahlung einer
weiteren Gebithr von sechszic Mark vor ihrem Ablaufe um drei Jahre
verlingert wird #*.  Vor Ablauf der Frist erliseht das Gebrauchsmuster-
recht durch einen dem Patentamte verenitber erkliivten Verzicht des
Berechtizten und die auf Grund des Verzichtes erfolgte Lischung der
Eintragune ®2. Eine Verwirkung des Gebrauchsmusterrechtes durch
Gebtihrenverzuy oder dureh Nichteebrauch findet nicht statt. Mit
dem Gebrauchsmusterrechte erloschen zugleich alle aus ihm ab-
celeiteten Rechte 2. Das Modell wird Gemeingut .

Vierter Titel.
Das Erfinderrecht.
8 04, Das Erfinderrecht itherhaupt®
I. Becriff FErfinderrecht ist das ausschliefsliche Recht des

Sehopfers einer Erfindung, ither deren Veroffentlichung und gewerb-
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4 Die mit der Anmeldung fiberreichten Modelle kinnen zuriickverlangt werden ;
ither Maodelle, deren Rilcke: nicht binnen 4 Jahren nach Ablaof + Schutzfrist
beantragt ist, verfigt der Priisident des Patentamts: V. v. 11. Juli 1891 § 24,
! Klostermann, Die Patentresetzgebung aller Liinder, 2. Aufl,, Berlin 1876
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liche Benutzung zu verfigen. Erfindung ist ein neuer Gedanke, der
durch eine bisher unbekannte Kombination der Naturkrifte einen
wesentlichen Fortschritt der Technik schafft.

II. Gesehichte. Dem Mittelalter war ein besonderes Erfinder-
recht unbekannt. Bei der vorwaltenden genossensehaftlichen Organisation
des Gewerbewesens wurden die Bedirfnisse, denen das Erfinderrecht
dient, durch die ausschlielslichen Gewerbeberechticuncen der Gilden
und Zinfte gedeckt. Die techmischen Fortschritte vollzogen sich im

(1. Aufl. 1869); Das Patentgesetz fur das Deutsche Reich, Berlin 1877: Das Recht
des Erfinders, Busech Arvch. XXXV 11 ff.; Das Patentrecht, in Endemanns Handb.
des Handelsr, 11 307 . — Dambach, Das Patentgesetz fir das Dentsche Reiel,
Berlin 1877. — Landegraf, Das deutsche Reichsges. betr. den Schutz von Er-
findungspatenten, Stoattgart 1877; Das Patent- und Gebraunchsmusterrecht, Berlin
1891; auch in Stengels Worterh. des Verwaltungsreehts II 207 £ u. Suppl. I 67 ff,
— Garelsg, Das deutsche Patentgesetz v. 25. Mai 1877, Berlin 1877. — Grothe,
Das Patentgesetz f. das Deutsche Reich, Berlin 1877, Kohler, Deutsches
Patentrécht, Mannheim und Straflsborg 1878; Jalub, f D. XXVI 414 ff.: For-

schungen aus dem Patentrecht, Mannheim 1888; Aons dem Patent- und Industrie-

recht, I w. II, Mannheim 1559 u. 1881:; Patentschutz b, Schanbere a. a. 0. (oben
§ 24 Anm. 36) 8. 779 i I, Dahn, Das Reichspatentgesetz u. seine Litteratur,
Krit. V.Jl.5chr, XX 545 ff. u. 541 i — Rosenthal, Das Patentgesetz, Erlangen
1881. — K. Meier, Irfindungspatente, in Holtzendorfis Rechtslex. T 715 ff. —
[Daunde, Lehrb. des Urheberrechts S. 334 {1 v. Bojanowski, Ueber die Ent
wicklung des dentschen Patentwesens, Leipzig 1800, — Hartig, Studien in der
Praxis des Kais. Patentamts, Leipzig 1830. — Robolski, Theorie u. Praxis des

deutschen Patentrechts, Berlin 1890; Patentrecht, im Handworterbuch der Staats-
wissenschaften V125

Meili, Die DPrinzipien des schweizerischen Patent-
gesetzes, Zirich 1590. — Bolze, Der Entwurt einer atentnovelle, Leipzig 1890,
seligsohn, Das Patentgesetz w. das Gesetz betr. den Schutz von Gebrauchs-

mustern, Berlin 1892, v. Beck-Mannagetta, Oesterr. Patentrecht, Berlin
1893, — Fr. Zoll jun, Privatrechtliche Studien aus dem Patentrecht, Z. f. d. P.
0. Reodo Ge XXT 533 /. u. 642 {1 Mittermaier, D.P.R.IT § 2896: Beseler
§ 214; Dahn, Gronde. 5. 52 ff; Franklin, Grundr. § 198: Stobbe III & 160
VII, § 161 111, 8162 T4 w. L 7: Gengler § 183;: Franken S 420 f — Dern-
burg, Prenls. PR. IT 308 1 — Thal, H.E. § 208 Laband, Staatsr. II
221 fi.; G. Meyer, Verwal .1 § 189. — Patentblatt, herausg. von dem Kais.

Patentamte; Berlin seit 1877, Gareis, Die patentamtlichen u. gerichtlichen Ent-
scheidungen in Patentsachen, Berlin seit 1881, Zeitschr. f. gewerbl, Rechtsschutz
(oben § 84 Anm. 36).

Von der auskindischen Litt. bervorzoheben: Renonard, Traité des brevets
d'invention, 8. éd., Paris 1865. Pouillet, Traité théorique et pratique des bre-
vets d'invention et de la contrefagon, 3. éd., Paris 1888, Edmunds, The law and
practice of Letters Patent for Invention, London 1890.

Weitere Litteraturnachweise b. Klostermann, Patentgesetzgebung S. 108 ff,
(iltere Litt) u. in Endemanns Handb, IT 519, Kohler, Patentrecht S. CXIII £
u. Krit. V.J.Schr. XXT 139 4% n. 491 ff, Dahn, Krit. V.J.Schr. a. a. 0., Laband
Z. £ H.R. XXITI 616 ff., Beck-Mannagetta 8. 78—85.

Binding, Handbuch. 1I. 8. I: Gierke, 1
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Rahmen des genossenschaftlichen Lebens; was der einzelne Meister
an Verbesserungen erfand, wurde zu genossenschaftlichem Gemeingut,
das von der Genossenschaft eifrie cehiitet und womdglich geheim
gehalten wurde. In ihrer ausschlielslichen Gewerhbeberechtigung aber
besals jede Genossenschaft das Mittel, den ererbten geistigen Schatz
fortdauernd nutzbar zu machen.

Als das Zunftwesen erstarrte, als grolse technische Verbesserungen
mehr aulserhally als innerhalb der gewerblichen Korperschaften er-
funden wurden, als das Individuum dem korperschaftlichen Verbande
entwuchs, als so die ausschlielslichen Gewerbeberechtigungen alter Art
aus Hebeln zu Hindernissen des gewerblichen Fortschrittes wurden.
entstand das Bediirfnils eines besonderen Frfinderschutzes.  Gleich
dem Urheberrechte brach sich auch dieses neue Recht zuerst in der
Form von Privilegien Bahn, Unter Durchbrechungz der Zunftsehranlken
wurden seit dem funfzehnten und sechszehnten Jahrhundert einzelnen
Personen Privilecien ertheilt, die fiir den Berechtigten ein zeitlich
becrenztes Recht zur ausschlielslichen gewerblichen Verwerthung einer
Erfindunz becriindeten und Einoriffe in dieses Recht mit Strafe be-
drohten. Solche Privilesien aber gcewithrte man nieht blos den Kr-
findern oder ihren Rechtsnachfolgern, sondern auch Anderen, die
etwa eine neue Art cewerblicher Thittigkeit einfithren oder auch eine
linest bekannte Erfindung ausschlielslich ausniitzen wollten.  Die
erfinderrechtlichen Privilegien waren daher liingere Zeit hindurch von
allen moglichen Handels- und Gewerbemonopolen durch keine scharfe
Grenze eeschieden, Auch hieng ilive Verleithung wie ihre Zuriicknahme
von Willkiir ab und warde vielfach als Finanzquelle ansgebentet,

Gerade die Milsbrauche des Privilegienwesens zeiticten ein Rechts-
bewulstsein, das sich einerseits gegen die Monopole auflehnte, andrer-
seits dem wirklichen Erfinder einen Anspruch auf ein ihn fir bestimmte
Zeit schittzendes Privileg zugestand. Zuerst in England errang sich
der so ceborne Gedanke des Exfinderrechts die gesetzliche Anerkennung.
Eine Parlamentsakte von 1623 sprach ein allgemeines Verbot der
Monopole aug, machte aber eine Ausnahme zu Guusten der fiir neue
Erfindungen auf 14 Jahre oder darunfer ertheilten Privilegien, die
dann giltiz sein sollten, wenn sie dem wahren und ersten Erfinder
verlichen wilrden®. Ein festes Recht auf Gewiihrung des Privilegs
war hiermit freilich dem Erfinder noch nicht eingeriiumt. Allein in

¢ Die Monopolakte (21 James I ch. 3) will mit dieser Ausnahme (Abschn. VI,
wie sie ausdriicklich hinzufiigt, kein neues Hecht schaffen, sondern den Erfindungs-

privilegien nur ihre vom fritheren Recht anerkannte Geltung sichern.
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der Praxis gelangte mehr und mehr der Grundsatz zur Anerkennung,
dals das nachgesuchte ,Patent, wie das Erfindungsprivilez immer
allgemeiner genannt wurde, nur aus gerechten Ursachen versagt
werden durfe®. In den Vereinigten Staaten von Nordamerika, in die
das englische Recht tbergegangen war, sicherte die Verfassungs-
urkunde vom 17. September 1787, indem sie den Erfindungsschutz der
Bundesgesetzgebung  iberwies, zugleich ausdriicklich den Erfindern
ein zeitlich begrenztes ausschlielsliches Recht auf Benutzung ihrer
Erfindungen zu*. Und mit voller Entsehiedenheit lecte in Frankreich
das Gesetz vom 7. Januar 1791 den Erfindungspatenten ein dem
Erfinder an seiner geistigen Sehopfung gebithrendes Recht zu Grunde 5.

Seither drang der Gedanke des Erfinderrechtes in allen Kultur-
lindern durch. Ueberall wurden Patentgesetze erlassen, die zwar in
sehr wesentlichen Punkten auseinandergehen, jedoch in der An-
erkennung eines Erfinderrechtes iibereinstimmen, = Sie halten freilich
simmtlich daran fest, dals der Erfinder ein gewen Dritte veschiitztes
ausschlielsliches Recht erst durch den Erwerb eines besonderen Er-
findungspatentes erlangt.  Allein sie gewithren dem Erfinder im Falle
der Erfullong der gesetzlichen Bedineungen einen cesicherten Rechts-
anspruch auf ein Patent. Die Erfindungspatente haben daher, obwohl
sie die Spuren ihrer Herkunft aus Privilegien vielfach noch an sich
tragen®, doch die rechtliche Natur von Privilezien abgestreift, Die
staatliche Ertheilung eines Patentes ist nicht mehr eine willkiirliche
Vergiinstigung, sondern die offentliche Konstativung eines vorhandenen
Privatrechts. Sie hat statt ihver einstiven konstitutiven mehr und

* Das res. v. 1623 blieb bis zu der Kodifikation v. 1883 (unten 8. 853) die
Grundlage des englischen Patentrechtes und wurde nur durch Gesetze tber das
Yerfahren bei der Patentertheilung (v. 1835, 1839 u. bes. 1852) erciingt.

$Art. T sect. 8 § 8. Auf Grund dieser Verfassungshestimmung ergiengen die
Ges. v. 10, Apr. 1790, 21. Febr. 1793 u. 17. Apr. 1800, denen dann bis zu der
Kodifikation v. 1870 (unten S, 853) noch 25 weitere (fesetze folgten. Vel. Reu-
ling, Z. f. HR. XVI 428 11,

" Yorher war in Frankreich die Ertheilung von Erefindungsprivilegien dem
Frmessen des Konigs fiberlassen und nur durch Ordonnanz v. 24, Dez. 1762 das
Recht der Privilegieninhaber in einigen Punkten allgemein geordnet. Das Ges. w.
7. Jan. 1791 stellt in Art. 1 den Satz an die Spitze: Tonte découverte on nouvelle
invention dans tous les genres d'industrie est la propriété de son antenr®. In dem
Ges. v. 5. Juli 1544 (unten 8. 853) Art. 1 ist der Aunsdruck propriété durch le
droit exclusiv d’exploiter® ersetzt,

b In Oesterreich ist ihnen sogar bis hente der Name HPrivilegien® verblieben.
Doch haben sie auch hier nicht mehr, wie freilich noch Unger 1 592 ff u. Pfaff
u. Hoffmann, Exkurse S. 422, annehmen, die Natur von Privilegien; vgl. Beck-
Mannagetta S. 26, Zoll a..a. 0. 8 540 Anm. 2.
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mehr eine blos deklarative Bedeutune angenommen und erscheint
unter allen Umstinden nicht mehr als Schaffung eines singuliren
Rechtssatzes fitr den einzelnen Fall.

Diese Entwicklung vollzog sich nieht ohne Kampf. Eine starke
und wohlorganisirte ,Antipatentbewegung® verlangte statt der Ver-
allgemeinerung vielmehr die Abschaffung der Erfindungspatente, die
sie mit den Aveumenten der abstrakten wirthschaftlichen Schule als
schitdliche Monopole bekimpfte?. Das moderne Erfinderrecht ist aus
diesem Kampfe als Sieger hervorgegangen und hat bereits so tiete
Wurzeln im alleemeinen Rechtshewulstsein ceschlagen, dals es neue
Anfechtungen nicht mehr zu firchten braucht.

In Deutsehland hat es den endgiiltigen Sieg erst verhitltnifsmilsig
spitt errungen. Zu den Zeiten des alten Bundes beruhte der Erfinder-
sehutz auf verschiedenem Landesrecht, das zum Teil sehr unvollkommen
anszebildet war und fberdies jenseits der Landesgrenzen versagte®.
Nur geringe Abhiilfe gewihrte die Vereinbarung einiger gemeinsamer
Grundsiitze oiber Erfindungspatente unter den Staaten des Zollvereins ®,
Es war daher von grolser Wichtigkeit, dals in der Verfassungsurkunde
des norddeutschen Bundes und des Deutschen Reichs (Art. 4 Z. 5)
die Erfindungspatente unter die der Reichsresetzeebung unterworfenen
Gecenstiinde aufeenommen wurden. Doch kam erst nach langen
Sehwankuneen und umfassenden Vorarbeiten unterm 25. Mai 1877
ein Reichspatentgesetz zu Stande!®. Dieses (resetz entfaltete alshald

T Ihren Hohepunkt erreichte diese in Frankreich, England und Deutschland

ginzeleitete Bewegung seit Anfang der sechsziger Jahre unseres Jahrhunderts. In

Deutschland, wo sie namentlich im volkswirthschaftlichen Kongrels ein rithriges
Urgan fand (inshesondere seit dessen lrir‘.l‘||[l'l'i!'|c”il'|1|'I|_- Dresdner Beschlufs v. 180:3),
sewann sie die Regierungskreise Preufsens u. des norddeutschen Bondes und  2u-
niichst auch des Reiches fiir sich. Von der anderen Seite her wirkten der Patent-
schutzverein und der Verein deutscher Ineenieure fiir den seit Ueberwindung der
eingeitiz freibiindlerischen Richtung sich vollziehenden Umschwung,

5 In Preulsen wurde das System der in jedem einzelnen Fall hesonders nor-

mirten koniglichen Gnadenakte durch die Bekanntmachung v. 14. Olt. 1815 ve
lassen, die allgemeine Normen iber rfindungspatente aufstellte (eingefithrt in
Schleswig-Holstein dureh V. v. 24, Juni 1867). In Bayern wurden unterm 11. Sept.
1995, in Wiicttemberg unterm 5. Aug, 1836, in Sachsen unterm 11. Juli 1843 u.
i Patente erlassen. In Oesterreich

20, Juni 1858 allgemeine Vorschriften i

brach sclion das Ges. v. 16. Jan. 1810 mit dem bis dahin herrschenden System

gotze v, 1820 und v, 1832, an deren

der reinen Privilegien: es folgten Privilegienge
Stelle dann das Privilegiengesetz v. 15, Aug. 1852 trat; vel. die eingehende guellen-
malsice Darstellung der Geschichte des Erfindungsschutzes in Oesterreich-Ungarn
h. Beck-Mannagetta 5. 36 1

b TTebereinkunft v. 21. Sept. 1842 ; hestitigt im Zollvercinsvertrage v. 8. Juli 1867,

19 Dazy Aupsfithrungsverovdn. v. 18, Juni 1877 u. 1. Mai 1875.
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eine hichst umfangreiche Wirksamkeit''. In seinen Grundzigen be-
withrte es sich, Allein in einzelnen Punkten erschien es als ver-
besserungsbedinftiz und wurde daher nach erfolater Revision durch
das jetzt geltende Patentgesetz vom 7. April 1891 ersetzt!®,

In Oesterreich eilt noch das Privileziencesetz vom 15. August
1852; in der Schweiz das Bundesgesetz betreffend die Erfindungs-
patente vom 29. Juni 1888: in Frankreich das Gesetz vom 5. Juli
1844 mit Zusatzgesetz vom 31. Mai 1856; in England ist das Erfinder-
recht in dem Patent-, Muster- und Markengesetz vom 25. August 1883
nen geordnet; in der amerikanischen Union ist ein neues Patentoesetz
am 8, Juli 1870 ergangen und mit einicen Aenderungen in die
Kodifikation der Bundesstatuten vom 22. Juni 1874 aufeenommen 12,

Eine Erweiterung des Schutzes der Erfinderrechte durch inter-
nationale Vertriige hat spiter und in geringerem Umfange als bei den
Urheberrechten statteefunden. Der schon beim Marken- und Muster-
rechte erwiihnten internationalen Union zum Schutze des gewerblichen
Figenthums vom 20. Miirz 1883, die sich in erster Linie auch auf
Erfindungen bezieht, ist das Deuatsche Reich nicht beigetreten : daceoen
hat es besondere Vertrige, die cinen umfassenden gegenseitigen
Patent-, Marken- und Mustersehutz besrimden, am 6. Dezember 1891
mit Oesterreich - Ungarn, am 18. Januar 1892 mit Italien und am
13. April 1892 mit der Schweiz abgeschlossen 4.

't Unter seiner Herrschaft sind fiber 60000 Patente ertheilt!

= Dazn Ausfihrungsverordn. v. 11. Juli 1891, — In Kraft geblichen sind die
inzwischen im Wesentlichen erledigten Uebergangsbestimmungen der §8 42 ff des
Ges, v. 25, Mai 1377, die den ilteren L{IIIGEE.‘:\'Il-:lt&:ntt:[l unter Verbot der Verlinge-
rung ihrer Dauer den Fortbestand sicherten, zngleich aber unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Umwandlung in Reichspatente ermoglichten; vgl. hierzu Kohler,
Patentr. 8. 689 ff,, Alexander-Katz, Ueber sog. Umwandlungspatente, Patenthlatt
1881 5. 159 ff, Klostermann b. Endemann IT 334 ff.

1% Hervorzuheben sind anlserdem von anslindischen Patentgesetzen das Belg.
v. 24, Mai 1854 n. 27, Marz 1857, Ital. v. 30. Okt. 1859 u. 31, Jan. 1864, Span. v.
40. Juli 1878, Russ. v. 22. Nov. 1883, Schwed. v. 16. Mai 1884, Norweg. v. 16. Juli
1885 u. das Portugies. Civilgesetzb. Art. 613 ff. Sammlung der wichtigeren Patent-
gesetze, Ausfihrungsvorschriften, Verordnungen, welche gegenwirtiz in Geltung
stehen, herausg. v. Gareis, fortgesetzt v. A, Werner, Berlin seit 1880 (5 Bde.).
Das Oesterr. Privilegienges. nebst Ausfiuhrungsvorschriften u. spiterem Gesetz-
gebungsmaterial auch b. Beck-Mannagetta S. 548 ff. Das Schweizer. Ges. in
der Z. f. HR. XXXVI 469 ff. Ueber das engl. Recht vgl. auch oben § 84 Anm. 38,
§ 92 Anm. 2 n. § 93 Anm. 3, diber das amerik. u. ital. oben § 92 Anm. 2 u. 5. —
In Oesterreich ist der Entwurf eines menen Patentgesetzes verdffentlicht, der sich
im Wesentlichen an das deutsche Patentgesetz anlehnt.

' Vgl oben § 84 Anm. 95 n. § 92 Anm. 17. Dazn Vertrag mit Spanien v,
12. JJuli 1883, — Fine besondere Patentunion ist unter den Staaten Siidamerikas am
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III. Wesen. Das Erfinderrecht ist cleich dem Urheberrechte
ein aus geistiger Schoptung fliefsendes Recht an einem Geistes-
erzeuenisse. s ist daher dem Urheberrechte nahe verwandt.

Gleichwohl darf es nicht, wie nenerdings meist geschieht, als eine
Unterart des Urheberrechtes aufeefalst werden'. Vielmehr besteht
zwischen Urheberrecht und Erfinderrecht ein Wesensunterschied , der
in der ungleicharticen Beschaffenheit ihres Gegenstandes wurzelt 19,

Das Geisteserzengnils, das den Gegenstand des Erfinderrechtes
bildet, ist nicht ein durch Verbindung ven ILdee und Form in-
dividualisirtes Geisteswerk, sondern eine Idee als solehe. Fin
dem technischen Fortschritte dienender und zewerblich verwerthbarer
neuer Gedanke ist es, der als Erfindung geschutzt wird. Auf dem
Gebiete des Urheberrechtes ist die Idee als solche schutzlos: wer
eine neue wissenschaftliche Methode erdenkt, eine geschichtliche oder
naturwissenschaftliche Hypothese aufstellt, eine juristische Konstruktion
oder einen mathematischen Lehrsatz findet, einen dichterischen Ilan
ersinnt oder von einem kunstlerischen (Gedanken inspirvivt wird, er-
wirbt daran kein ausschliefsliches Recht'?. Dem Irfinder dagegen
go0ll in der That an einer Idee, die er zuerst gehabt hat, ein aus-
schlielsliches Recht gewihrt werden, um ihm gewisse aus der Ver-
wirklichung dieser Idee erwartete Vortheile zu sichern. Der wissen-
schaftliche oder kimnstlerische DPriorvititsstreit kann in einem Prozesse
ither das Urheberrecht nicht ausgefochten werden '®. Dagegen spielt
der Streit ither die Prioritit einer Erfindung sich im Prozesse iiher

16, Jan. 1889 geschlossen. (Patentblatt 1889 Nr. 37.) Ueber den gegenwirtigen
Stand des internationalen Patentrechts iiberhanpt vgl. Beck-Mannagetta 5. 52 ff.
15 5o inshesondere Dahn, Krit. V.J.5chr. XX 354 ff., 8569, Beseler § 210

Anm. 6 u. § 214, Stobbe III 54, Karger, Zwangsrechte 5, 123 ff, Mandry,

Civilr. Inh. & 53 IV, Dernburge a. a. 0., Beck-Mannagetta 5. 7.

1 Vol Klostermann, Geist. Eigenth. 5. 257 u. 307, Patentrecht b. Fnde-
mann II 807 ff.: Randa, Das Eigenthumsrecht (2. Aufl.) T 56 Anm. 45; auch
Schuster, Wesen des Urheberrechts 8. 14 u. 19 (der aber unrichtiger Weise das
Erfinderrecht fiir ein Recht ohne Olgekt erklirt). — Kohler, der beim Erfinder-
recht die Beschaffenheit des Gegenstandes als einer blofsen Idee schaif hervorhebt,
pithert doch von der anderen Seite her das Urheberrecht dem Erfinderrechte da-
durch an, dafls er auch dessen Gegenstand zu einer ldee — dem imaginiren
Ideenbilde* — verflichtigt; Arch, f. ¢. Pr. LXXXIIT 157.

" Vgl oben § 86 Anm, 10.

18 Man denke an den Priorititsstreit tiber die Entdeckung der Differential-
rechnung oder des Gesetzes der Erhaltong der Kraft. Ein juristischer Prioritits-
streit im Gebiete des litterarvischen oder Linstlerisehien Urlieberrechts kann fiber-

haupt nicht vorkommen, da er nur stattfinden kinnte, wenn es denkbar wive, dafs
Mehrere upnabhiingie von einander ein im Wesentlichen identisches Bueh, Gedicht,
Tonstick. Gemilde u. 5. w. erzeugen, Dagegen ist er im Gebiete des Muster-
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das Erfinderrecht ab. Selbst gecen das Plagiat der Idee versact das
Urheberrecht ', Das Erfinderrecht dagegen sucht einen Schutz gegen
das Ideenplagiat zu begrimden. Demgemiils schriinkt auch das Erfinder-
recht in ganz anderem Malse als das Urheberrecht die wirthschaftliche
Freiheit ein, Withrend das Urheberrecht sich nur cegen ihren Mils-
brauch wendet, zieht das Erfinderrecht auch ihrem Gebrauche Sehranken.
Insoweit erscheint dieses Recht als eine wirkliche Verkehrsfessel. Doch
ist es darnm nicht minder ein gutes Reeht. Seine Legitimation lieot
in unserem geschichtlich entwickelten Rechtsbewulstsein, das ge-
bieterisch die Anerkennung einer ausschliefslichen Berechticung veér-
langt, durch deren Vorbehalt dem Erfinder, wenn er durch Hingahe
einer in seiner Personlichkeit entsprungenen Idee an die Gemeinschaft
das wirthschaftliche Leben befruchtet und mit neuen Werthen be-
reichert, ein dulserer Vortheil ans sciner geistigen Schopfung gesichert
wird. FEine FEinvichtung, die so als Forderung der Gerechtickeit
empfunden wird, bedarf nicht erst der Rechtferticung dureh Zweck-
milsigkeitserwigungen. Denn es ist die Aufeabe der Rechtsordnung,
dem Individuom zu geben, was ihm gebithrt, Dag Erfinderrecht hat
sich aber auch als eine dem Gemeinwohl forderliche Einviehtung be-
withrt. Die Erfahrung aller Liinder hat gelehrt, dals ein wohlgeordnetes
Patentrecht in wirksamster Weise den technischen Fortschritt unter-
stittzt und die Dliitthe der Industrie zeitict., wihrend der Mangel eines
ausreichenden Erfindungssehutzes einerseits den Erfindungsgeist lihmt,
andrerseits der Geheimhaltung wichtizer Erfindunzen Vorschub leistet,
Um so wenizer vermag dieses Recht durch Berufung auf die wirth-
schaftliche Freiheit erschiittert zu werden. Denn die wirthschaft-
liche Freiheit ist kein unantastbares Heiligthum: ihr Reich endet,
wo eine bindende Ordnung gerecht und niitzlich ist. Nur bedarf
eben das FErfinderrecht um seiner FEigenart willen einer anderen
rechtlichen Ausgestaltung, als sie das Urheberrecht fordert. Als Reeht
an einer Idee kann es nicht gleich dem Rechte an einem schon durch
seinen Bestand individualisivten Geisteswerke unmittelbar mit der
Hervorbringung seines Gegenstandes fertiz ins Leben treten, sondern
erheigseht eine besondere Individualisirung dieses Gegenstandes dureh
offentlich festgestellte Ausscheidune und Umerenzung des Erfindungs-
gedankens. Bei seiner Anerkennung und weiteren Entwicklunz muls
die wirthschaftliche Verwerthbarkeit der Erfindung eine entscheidende

schutzes moglich, da eine zufillige Uebereinstimmuong nicht blos der Idee, sondern
auch der Form bei Geschmacksmuostern nicht ausgeschlossen ist, Lei Gebrauchs-
mustern sogar hiufig begegnet; vgl. oben § 92 Anm. 7T u. § 93 Anm. &

W Oben & 86 Anm. 10.
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Rolle spielen. Nach Inhalt und Umfang muls es sich mit einem
geringeren Malse von Ausschliefslichkeit als das Urheherrecht hegniigen
und eine festere und kriiftigere Einschrinkung durch Gemeinschafts-
recht dulden. FEine kirzere Lebensdauer ist ihm angemessen.
Ueberall ist hierbei dem gesetzgeberischen Frmessen ein hreiter
Spielraum erbffuet, weshalb denn auch die Patentgesetze der Kultur-
volker weit erdfsere Verschiedenheiten als ihre Urheberrechtsgesetze
aufweisen. In allen diesen Punkten tritt freilich der Gegensatz
zwischen Urheberreeht und Erfinderrecht in voller Schiirfe nur bei
der Vergleichung des Erfinderrechtes mit dem reinen Urheberrecht
hervor2?, Zum Theil bilden sogar dem litterarischen und kiinstlerisehen
Urheberreehte gegeniiber die gewerblichen Urheberrechte zusanmmen
mit dem Erfinderrechte eine gemeinsame Gruppe®!. Allein auch die
Zwischengebilde, die hier wie so oft im Rechtsleben die begriffliche
Kluft thatsiichlich fiberbritcken, werden doch durch die ihnen vom
positiven Rechte verlichene Struktur der einen oder der anderen
Gattung von Rechten zuegetheilt®2,

Mag nun aber das Erfinderrecht dem Urheberrechte ein- oder
nebengeordnet werden, so gehort es jedenfalls gleich ihm zu den
Rechten an der eignen Person. Isist ein Personlichkeitsrecht,
durch das ein Geisteserzeugnils als Bestandtheil einer bestimmten
Persinlichkeitssphitre anerkannt und deren Tricer eine Herrsehaft
iiber diesen Bestandtheil seiner Persimlichkeitssphiire gewihrt wird.
Hierither besteht unter den Anhiingern einer gleichen Auffassung des

20 Anch innerhalb des Erfinderrechts besteht in dieser Richtung ein Unter-
schied, indem das Wesen des Erfinderrechtes am reinsten hervortritt und folge-
weise von dem des Urheberrechts sich am schiirfsten abhebt, wo ein Verfahren als
solehes patentirt wird, wihrend bei der Patentirnng eines den Erfindungsgedanken
verkorpernden Gesenstandes  eine Anniherung an urheberrechtliche Grandsitze
stattfindet.

21 (leichwohl darf man nicht mit Beck-Mannagetta 5. 5 fi. die Urheber-
srewerhliches Urheberrecht® zusammen-

rechte an Mustern und das Erfinderrecht a
fassen und dem ,geistigen Urheberrecht® gegeniiberstellen. — Dafs in (esetzen
(wie im engl. Ges. v. 1883) und Vertrigen (oben 5. 853) eine solche Zusammen-
fassung begegnet, ist hierfir um so weniver entscheidend, als dabei auch das doch
sicher anders geartete Recht an Waarenzeichen eingeschlossen wird. Allen diesen
Rechten sind eben neben den allgemeinen Merkmalen der Persénlichkeitsrechte be-
sondere Merkmale gemeinsam, die in ihrer gewerblichen Natur wurzeln. Der Be-
griff des ,gewerblichen Eigenthums® aber ist kein Rechtshegrift.

22 ljes geschieht freilich in den verschiedenen Gesetzgebungen auf verschie-
dene Weise (vgl. oben § 92 Anm. 5 u. § 93 Anm. 3), so dafs auch nach den Ver-
triigen mit Oesterreich, Italien w. der Schweiz ein dort als Erfinderrecht angemel-
detes Recht in Deutschland als urheberrechtliches Gebrauchsmusterrecht angemeldet
werden kann und umgekehrt (Art. 4 litt. d).

R
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Urheberrechtes kein Streit**. Im Uehrigcen dacezen wiederholen sich
hier die Kimpfe, die iitber das Wesen des Urheberrechtes gefithrt
werden. Doch gewinnen sie in mehrfacher Hinsicht durch die Eigenart
des Erfinderrechts eine besondere Firbung.

Zuniichst. bietet die in der Patentertheilung gipfelnde staatliche
Mitwirkung bei der Begriindung des Frfinderrechtes hier einen
selbstiindigen Stitzpunkt fur alle Konstruktionen, die an die alten
Erfindungsprivilegien ankniipfen. Seitdem indels ein allgemeiner ge-
setzlicher Anspruch auf die Ertheilung eines Patentes anerkannt ist,
haben die Ansichten, nach denen hier iiberhaupt kein subjektives
ieeht oder nur ein aus Gunst oder umn der Billickeit willen verlichenes
singuliives Recht vorliegt, nur scheinbar einen festeren Boden als
beim Urheberrechte unter sich®*. Aber auch die Versuche, den Be-
oriff eines durch eine besondere staatliche Willensaktion geschaffenen
Rechtes mit dem Gedanken eines aus der geisticen Schipfuug selbst
entspringenden Rechtes zu verbinden, haben jede Bereehtigung ver-
loren®". Denn durch die FErtheilung des Patentes wird heute iiber-
haupt nicht ein neues Recht geschaffen, sondern ein vorhandenes
Recht festgestellt und mit der ihm entsprechenden Wirksamkeit be-
kleidet : das Erfinderrecht wird mit der FErfindung geboren und
empfingt im Patentrechte nur den ihm durch die Rechtsordnung bei
Erfiilllung der gesetzlichen Voraussetzungen zugesicherten Schutz®®.

2 Vel von den oben § 85 Anm. 65 angef. Schriftstellern bes. Dahn (dazu Krit.
V.l.8Schr. XX 354 f), Gareis u. Beseler; auch Gierke, Z. £ H.R. XXIX 271
n. 274 ff.

2 [Jeber die namentlich von Laband fir das Erfinderrecht durchgefithrte
Annahme, dals kein subjektives Recht vorliege, vgl. oben § 85 Anm. 85—36. Die
Theorie des reinen Privilegs herrscht in der dlteren Litteratur; dabei wird hinfig
ein Billigkeitsansprach des Frfinders auf Lohn finr seine erfolgreiche Arbeit zu
Grunde gelegt; vgl. bes. Renouard a. a. 0. (oben Anm. 1) 8. 22 ff., Mitter-
maier I § 296, Schiffle a. a. 0. (oben § 85 Anm. 37) 8. 259. Gegen die
Lohntheorie vgl. Kohler, Patentr. 8. 10 ff,, Beck-Mannagetta 5. 22 ff.

“f Finen solchen Versuch stellt namentlich die frivher verbreitete, aber auch
noch in den Vorberathungen des deutschen Patentgesetzes von 1377 zum Ausdrock
gekommene 1. von Daunde a.a. 0. 8.235 n. Gengler § 133 vorgetragene Theorie
dar, nach der das Patent auf einem Vertragsverhiltnisse zwischen dem FErfinder,
der seine Erfindung im Interesse Aller der Oeffentlichkeit preisgiebt, und dem
Staate, der ihm dafiie ein ausschlielsliches Benutzungsrecht gewihrt, beruhen soll.
Vel hiergegen Kohler, Patentr. 8. 16 Anm., Beck-Mannagetta S. 11 ff,
Schanze, Arch. f. 6ff. R. IX 184 ff

2 Vgl. bes. Kohler, Patentr. S. 77 ff., Robolski, Theorie u. Praxis S. 48 ff,
n. Handwirterh. der Staatswiss. V 129, Bolze 8. 159, vortrefflich auch R.Ger.
XXIX Nr. 16 5. 55 ff. — Dagegen meint Stobbe 111 34, dals die Erfindung noch
kein Recht, sondern erst cine Rechtshoffnung begrimnde; ein Recht erstehe erst
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Sodann leistet die cewerberechtliche Ausgestaltung des
Erfinderrechtes hier den Theorien Vorschub, die von dem DBegriffe
des Monopoles oder des Bannrechtes oder irgend einer verwandten
ausschliefslichen Gewerbeberechtigune ausgehen®’.  Gewils hat das
Erfinderrecht einen Theil seines Inhaltes mit den aussehlielslichen
Gewerbeberechticuncen cemein. Auch steht es ihnen nicht nur sehr
viel nither. als das litteravische und kimstlerische Urheberreeht,
sondern auch niher, als die gewerblichen Urheberrechte. Allein diese
Uebereinstimmung trifft doch immer nur theilweise zu und erstreckt
sich jedenfalls nur auf die im Erfinderrechte enthaltenen nesativen
Befugnisse. Das Erfinderrecht erchopft sich aber nicht in den gegen
die Vornahme eewisser gewerblicher Handlungen durch Andere ge-
richteten Untersagungsbefugnissen?s.  Vielmehr hat es vor Allem
einen positiven Inhalt. Es gewiihrt seinem Subjekte in der Herrschaft
iiher das von il zeschaffene Geisteserzeugnils eine positive Befugnils,
die Erfindung zu benutzen und iiber sie zu verfugen®. Nur um das
aus geistiger Schopfung erworbene Recht am eignen Personlichkeits-
oute ungehindert geniefsen zu konnen, empfingt tiberhaupt der Er-
finder seine Verbotsrechte gegen Dritte. In diesem seinem positiven
Kerne aber hat das FErfinderrecht offenbar niehts gemein mit den
ausschliefslichen Gewerbeberechticungen, deren positiver Inhalt in
ginem ihrem Subjekte von aulsen her zugewiesenen Thitigkeitsbereiche
besteht ",

Ferner gewiilnt die vermigensrechtliche Ausprigung

durch die Ertheilung des Patents, die hier dasselbe sei, was bei einem litterarischen
Werke die Form. Auch Mandry, Civile. Inh. 8. 502, Laband, Staatsr. I 234,
G. Meyer, Verwaltungsr. 1 4461t u. Seligsohn 8. 34 ff. erkennen kein Erfinder-
recht vor der Patentirung an.

8 Vel. die oben § 85 Anm. 27 genannten Vertreter der Monopoltheorie (in
der Anwendung auf das Patentrecht bes. Renouard, Schiaffle, Laband,
Rogaoin und Randa). Zu den ausschliefslichen Gewerberechten zihlen auch
Klostermann b. Endemann II 308 £, Kérger a. a. O. w. Dernburg a. a. O.
das Erfinderrecht. Schuster a.a. 0. 5. 19 hiilt es fiir ein objektloses Zwangsrecht.

28 Wird schon das Urheberrecht vielfach als blolses Untersagungsrecht kon-
struirt (oben § 85 8. 758), so fand beim Patentrechte eine derartige Auffassung
in der negativen Fassung des § 4 des deut. Patentges. v. 1877 einen starken An-
halt, Auch das R.Ger. IX Nr. 28 schlofs sich ihr anf Grund des Wortlautes des
&4 an. Vgl ferner Gareis, Patentges. 8. 18 u, 82; Robolski, Theorie 5. 183 ff.
u. 232; Randa a. a. O. 8, 56.

% YVgl, die jetzige positive Fassung des § 4 des Patentgesetzes. Ferner
namentlich Kohler, Patentr. S, 97 ff., Forsch. S. 108, Seligsohn 5. 51, Beck-
Mannagetta S, 149 ff, Zoll a. a. 0. 5. 533 i
80 ¥gl. oben § 82 V 5, Tloff
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des Patentrechtes hier einen hesonderen Anhalt fir alle Auffassungen,
die das Frfinderrecht vom Vermoeensrechte her zu begreifen suchen.
Doch stolst zuniichst die Theorie des geistigen Eigenthums, sobald
sie. mehr als eine Zugehorigkeit der Erfindung zur Rechtssphiire des
Erfinders aussagen will, hier auf noch grofsere Schwierigkeiten als
beim Urheberrechte®!. Denn in noch hoherem Malse als das Geistes-
werk entzieht sich der Erfindungsgedanke jeder mit dem korperlichen
Eigenthum vergleichbaren Herrschaft; und noeh unertriiglicher wiren
hier die Folgen, wenn das Recht am Geisteserzeugnisse dem Vorbilde
des Sacheigenthums in Umfang und Dauer nacheifern wollte®2. Ebenso
vermag die Theorie des Immaterialgiiterrechts dem Erfindunesgedanken
noch weniger als dem Geisteswerke jene gegenstindliche Selbstindig-
keit und Abgeschlossenheit zu verschaffen, deren es bedirfte, um das
Erfindervecht lediglich aus dem Gesichtspunkte einer sachenrechtlich
angelegten Herrschaft an dem unleiblichen Gute oder der unkirper-
lichen Sache erkliren und beorenzen zu konnen®®. Aber auch die
Theorien, die unter Vermeidung jeder sachenrechtlichen Analogie das
Erfinderrecht dem Begriffe eines eigenarticen absoluten Vermioens-
rechtes unterstellen, setzen den Theil fur das Ganze®*t, Denn das
irfimderrecht ist in seinem Kerne therhaupt kein Vermogensrecht,
Sobald es sich freilich zum Patentrechte entfaltet hat, erscheint es
als ein fberwiegend vermigensrechtliches Gebilde. Geboren aber
wird es als reines Personenrecht. Als solches springt es aus der voll-
endeten Erfindungsthat hervor. Seinen urspriinglichen Inhalt bildet
wie den des Urheberrechtes die alleinige DBefuenils, iiber das Ob,
Wann und Wie der Verdffentlichune des eigenen Geisteserzeugnisses

# Die Anwendung der Theorie des geistigen Eigenthums auf die Erfindung
begegnet schon in dem franzés. Ges. v. 1791 (oben Anm. 5). Ebenso bei den
meisten Schriftstellern, die ihr fir das Urheberrecht huldigen: vel. oben § 85
Avpm. 50, Vgl. ferner die Nachweisungen b. Beck-Mannagetta S. 14 Anm. 3.
Dagegen die oben § 85 Anm, 52 Genannten, sowie speziell Beck-Manna-
getta 5. 15 fi.

* Die beim Urheberrechte erhobene Forderung ewiger Dauer ist denn auch
hier kaum jemals laut geworden.

3 Die Theorie des Immaterialgiiterrechts ist von Kohler gerade fir das
Erfinderrecht zuerst entwickelt (val. oben § & Anm. 53) und auch von Stolbe
zugleich mit fir dasselbe anfeestellt. Sie billigen Robolski, Theorie 8. 49, u.
Zoll a. a, 0. 5. 537 ff.  Auch Bekkers, Heuslers und Frankens Theorien
der Rechte an unkorperlichen Sachen, sowie die Theorie K1dppels beziehen sich
zugleich aut das Erfinderrecht; vgl. oben § 85 Anm. 53.

# Hierher gehoren die Theorien von Klostermann in Busch Arch. XXX
2 fi. u. b. Endemann 11 308 ff., Mandry, Civilr, Juh. § 53 1V, Randa a. a. 0.
5. 86, Beck-Mannagetta S, 24.
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zu entscheiden. Von dieser Entscheidung hiingt es ab. ob das
Erfinderrecht einen vermogensrechtlichen Inhalt entwickelt. Der Er-
finder kann seine Erfindung vorliufiz oder dauernd geheim halten,
ohne hierdurch sein Erfinderrecht einzubiifsen. In diesem Falle kann
er mogelicher Weise auf die Nutzbarmachung seiner Idee zur Zeit
oder endeiilltig verzichten. Er kann aber auch das Geheimnils gerade
deshalb wihlen, um unter dessen Schutz seine Erfindung selbst oder
durch Andere in moeliehst grofsem Umfange und fiir moglichst lange
Zeit auszunutzen. Dann vermag die Erfindung, insoweit die Wahrung
des Geheimnisses gelingt, thatsiichlich einen hohen Vermboenswerth
zu cewinnen, ohne dals doch in das Erfinderrecht als solehes ein
vermogcensrechtlicher Inhalt eintrite. Will der Erfinder seine Ir-
findung veroffentlichen, so kann er wieder einen doppelten Weg
pinschlagen. Er kann unter Verzicht auf ein eignes ausschlielsliches
Nutzunesrecht die Erfindung in beliebiger Weise offenkundig machen
und damit dem Gemeingebrauche preisgeben. Geschieht dies, so ist
die Entfaltune des Erfinderrechtes zum Vermogensrechte fiir immer
abgeschnitten, ohne dafs doch alsbald jede rechtliche Wirkung des
Erfinderrechtes wegfiele. Der Erfinder kann aber endlich auch, in-
dem er sein Recht auf ein Patent geltend macht, seine Erfindung in
einer besonderen gesetzlichen Form verdffentlichen, um das ihm unter
dieser Voraussetzung vorbehaltene, inhaltlich und zeitlich heschrinkte
ausschliefsliche Nutzungsreeht zu erwerben. Dann und nur dann
entfaltet sich das Erfinderrecht zu einem Vermogensrechte. Sein
personenrechtlicher Kern bleibt auch jetzt unversehrt. Das Recht
als Ganzes aber wird in umfassendem Malse vermogensrechtlichen
Sehicksalen zuginglich. Bei dieser Sachlage darf auch hier der
primiire personenrechtliche Gehalt nicht zum sekundiren Ausflusse
eines Vermogensrechtes umgedeutet werden®®. Ebensowenig ist es
zulissig, das Erfinderrecht in ein Recht an der eignen Person und
ein reines Vermoeensrecht zu zerlegen®®, Vielmehr ist das Frfinder-
recht ein einheitliches Recht, das seinem inneren Wesen nach ein
Personlichkeitsrecht bleibt, wennsehon es in seiner vollen Entfaltung
zugleich ein Vermigensrecht ist und itherwiegend durch seine vermigens-
rechtlichen Ausstrahlungen bestimmt wird.

Sehliefslich hat die Fiille von besonderem dffentlichem Recht,
das die Patentgesetze behufs Verwirklichung und Einschrinkung des

5 Dies peschieht auch hier auf den oben § 85 Anm. 4546 u. 55 an-

gegebenen Wegen.
36 8o verfihrt aunch hier Kohler: vgl. oben § 81 Anm. 15 § 85 Anm. 56.

Zustimmend Regelsberger § 50 VL
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Begriindung des Erfinderrechts.

Erfinderrechtes geschaffen haben, Zweifel an der rein privatrechtlichen
Natur des Erfinderrechtes erweckt®”. Allein das Erfinderrecht ist
so gut wie das Urhebervecht ein reines Privatrecht. Sein privat-
rechtliches Wesen wird dadurch nicht berithet, dals der Anspruch aunf
die zu seiner vollen Entfaltung erforderliche staatliche Mitwirkung
ein Offentlichrechtlicher Anspruch ist®%, Auch dals dieser Anspruch
nicht im orvdentlichen Rechtswege durchzesetzt werden kann, ist fir
die Natur des ithm zu Grunde liegenden Persdnlichkeitsrechtes eleich-
oiiltig . Am wenigsten aber wird das privatrechtliche Wesen des
Erfinderrechts durch die ihim vom offentlichen Rechte her auferlecten
Einschrinkungen und Verpflichtungen irgendwie verdindert*?.

s, 95 Begriindung des Erfinderrechts.

I. Ueberhaupt. Das Erfinderrecht entsteht durch die Schop-
fung einer Erfindung, entfaltet sich aber zu einem ausschlielslichen
Rechte erst durch einen hesonderen staatlichen Feststellungsalkt.
Dieser erfolet durch die Ertheilung eines ,Patentes® (in Oesterreich
JPrivilez®, in Frankreich ,brevet* genannt).

Fiir das Patentwesen besteht in Deutschland eine hesondere
Reichshehorde!,  Sie fithrt den Namen ,Patentamt®, hat ihren
Sitz zn Berlin und setzt sich aus einem Prigidenten und aus rechts-
kundicen und technischen Miteliedern zusammen 2. Dem Patentamte
sind zugleich die staatlichen Funktionen hinsichtlich der offentlichen
Featstellung der Hechte an Gebrauchsmustern und an Waarenzeichen
itherwiesen®. Fiir Patentsachen sind in ihm besondere Abtheilungzen
fir die Patentanmeldungen (Anmeldeabtheilungen), eine Abtheilung
fir die Antriize auf Erklirung der Nichtigkeit oder auf Zuriicknahme
von Patenten (Nichtigkeitsabtheilung) und Abtheilungen fiir die Be-

Sinen theils privatrechtlichen, theils offentlichrechtlichen Inhalt schreiben

dem Erfinderrechte z. B. Haenel, Staatse. 1§ 189, u. Beck-Mannagetta 5. 25 zu.
 Dies betont Haenel a. a. 0. Aber anch der Anspruch anf Einfx

des Eigenthums oder eines dinglichen Rechtes in das Grundbuch ist Gffentlichrechtlich.
3% ¥Ygl. oben'§ 4 8. 32.

40 ~SOn

agung

wire aunch das Grundeigenthum kein Privatrecht. Richtiz Zoll
[ TREE T (e 5
Aehnliche Spezialbehdrden bhestehen in England, den Vercinigten Staaten
und der Schweiz, Anderswo erfolgt die Patentirung dureh die Ministerien fiir
Handel und Gewerbe; vegl. iiber Oesterveich w. Ungarn Beck-Mannagetta S, 251 i,
* R.Ges. § 13, Das Niheve tiber die Organisation dieser Behorde gehidrt ms
offentliche Recht: vel. Laband II 224 ff, Robolski, Theorie 8. 591, und iiber
die durch das Ges. v. 1891 getroffenen wichtigen Aenderungen Sel igsohn S. 120 1

5 Oben § 93 B 843 ff 0. § 84 IV 5. 73211
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schwerden (Beschwerdeabtheilungen) gebildett, Bei dem Patentamte
wird eine Rolle eefithrt, in die Gegenstand und Dauer der ertheilten
Patente nebst Namen und Wolnort der Patentinhaber und ihrer etwa
bestellten Vertreter, Anfang, Ablauf, Nichtizgkeitserklirung und Zuriick-
pnahme von Patenten, sowie Aenderungen in der Person des Patent-
inhabers oder seines Vertreters eingetragen werden. Die Patentrolle
ist dffentlich. Die Einsicht der Rolle und der den Patentertheilungen
zu Grunde liegenden Beschreibungen, Zeichnungen, Modelle und Probe-
stiteke steht Jedermann frei. Gleichzeitic mit der Eintragung werden
die den Bestand der Patente bestreffenden Thatsachen im Reichsan-
zeiger bekannt gemacht. Aulfserdem erscheint ein amtliches Patent-
blatt, durch das die Beschreibungen und Zeichnungen veriffentlicht
und die Bekanntmachungen des Reichsanzeigers wiederholt werden®.
Ausgenommen von der Oeffentlichkeit sind allein die vom Reiche far
die Zwecke des Heeres oder der Flotte genommenen Patente".

Bei der Patentertheilung gilt in Deutschland das Priafungs-
verfahren, das die Behorde zu einer Priffung der materiellen Vor-
aussetzungen des Patentes beraft?. Das Priufungsverfahren ist auch
in einigen anderen Lindern durchgeftihrt®. In den meisten Lindern
dagegen vilt das Anmeldeverfahren, bei dem die Behirde nur
die formellen Voraussetzungen der Patentanmeldung prift, wihrend
die Entscheidung ither die sachlichen Erfordernisse des Patentes ledig-
lich den ordentlichen Gerichten in den nachtriglich etwa eintretenden
Streitfallen zusteht?. Mit dem Pritfungsverfahren verbindet sich in
Deutzehland ein Aufeebotsverfahren, das die Detheiligten, in-
dem es zur Erhebunz und FErledigung von Einspriichen gegen die
Patentertheilung Gelegenheit giebt, zur Mifwirkung bei der amtlichen

4 R.Ges. § 14—17 u. Ausfihrungsy. v. 11, Juli 1891 § 1—11. Die Neuerungen
in der Binrichtung der Abtheilungen sind von besonderer Erheblichkeit,

b R.Ges. § 19; tber das Patentblatt und die zugehdrigen Patentschriften
Seligsohn 3, 145 fi.

& R.Ges. § 19 Abs. 3—4, § 23 Abs. 5.

T 80 anch bei den Eintragungen in die Zeichenrolle (oben § 854 5. 747),
wihrend bei den Bintragungen in die Relle far Gebrauchsmuster das Anmelde-
verfahren gilt (oben § 93 Anm. 17).

8 Insbesondere in den Vereinigten Staaten u. in Rufsland; in beschriimkterem

Umfange auch nach Schwed. Ges. v. 1884 u. Norweg. Ges. v. 1550,

9 Sp mit freilich ungleicher Abgrenzung der zu priffenden formellen Erforder-
nisse in Desterreich (seit 1832), Frankreich, Belgien, England, Italien, Portugal u. 8. w.;
desgleichen in der Schweiz, hier jedoch modifizivt durch das System des Rilck-
ziehungsrathschlages (avis préalable), wobei die Behdrde die Nenheit der Hrfindung
priift und ein unginstiges Frgebnifs dem Anmelder mittheilt, diesem aber anheim-
stellt, ob er trotzdem das Patent nehmen will.
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Priifung heranzuziehen sucht'®. Durch das Prifungsverfahren wird
die rechtliche Natur der Patentertheilung als eines blofsen Fest-
stellungsaktes nicht verdindert. Wohl aber wird durch dasselbe in
die Hinde des TPatentamtes zugleich eine richterliche Entscheidung
iiber das Dasein oder Nichtdasein eines Erfinderrechtes selegt. Diese
Entscheidung ist nach deutschem Rechte hinsichtlich des Rechtes auf
Ertheilung des Patents endegnltiz??, withrend geeen die Entseheidune
des Pafentamtes uber die Nichtigkeit oder Zuriicknahme eines einmal
erworbenen Patentes eine Berufung an das Reichseericht offen steht.
Das Patentamt ist also gleichzeitic Verwaltungsbehorde und Gerichts-
hof',  Aulserdem ist es zur Abgabe von Obergutachten in Civil- und
Strafprozessen iber Patente berufen?.

II. Objektive Voraussetzungen.

. Damit ein Erfinderrecht entstehe, mufs eine Erfindung
vorliegen. Erfindung ist ein Gedankengebilde, das duorch eine bisher
unbekannte Kombination von Naturkriiften einen wesentlichen teeh-
nischen Fortschritt schafft'. Keine Erfindung ist die Entdeckung,
die nicht Neues hervorbringt, sondern Vorhandenes enthiillt 5. Keine
Erfindung ist eine Neuerung in der wirthschaftlichen Verwendung

' Ebenso in Schweden n. Norwegen. Natilich lilst sich ein Aunfoebots-
verfahren auch mit dem Anmeldesystem verbinden: eine solche Verbindung findet
in England statt, wo indefs nur Einspriiche auf Grund #lterer Patentrechie, nicht
sonstige Einspriiche gegen die Patentfahigkeit zulissig sind. — Ueber die verschie-
denen Systeme, ihre Vorziige und Nachtheile und ibhre Kombinationen vel. Kohler,
Patentr. 8. 821 ff u. b. Schonbery S. 783 ff., Klostermann a. & 0. 8. 336 ff.,
Robolski, Theorie S. 64 ff., Beck-Ma nnagetta S. 37 fi.

' Anders in Amerika, wo eine Bernfung an den obersten Gerichtshof in
Columbia, aber anch eine gerichtliche Klage auf Anerkennung zulissig ist. De
lege ferenda spriecht sich fir Zulassung der Klage Bolze S. 31 ff, 159 ff. ans.

2 Kbenso bei Waarenzeichen; vgl. oben § 24 Anm. 42. Als Gericht ver-
handelt das Patentamt in den Formen des Verwaltungsstreitverfabrens: inhaltlich
aber ist seine Gerichtsbarkeit eine Privatrechtsjurisdilktion.

' R.Ges. § 18. Ebenso in Prozessen itber Waarenzeichen und Geschmacks-
muster ; vgl. oben § 84 Apm. 42 u. § 93 Anm. 49.

" Ueber den Begrifi der Erfindung vgl. bes. Kohler, Patentr, 8. 32 I,
Forsch. 8. 3 ffi, Klostermann, Patentges. 8. 112 u. b, Endemann 1T 320 i,
Dambach, Patentges. S. 2 ff, Gareis, Patentges. 8. 27 ff., Hartig a. a. 0.
8. 30, Robolski, Theorie 8. 3 ff. u. Handworterb. ¥ 127, Seligsohn, 8. T f,
G. Meyer I 447, Beck-Mannagetta S. 134,

15 Somit auch nicht die Entdeckung einez in der Natur vorhandenen Stoffes
(z. B. ecines chemischen Elementes), einer Naturlraft, einer bisher unbekannten
Wirkung eines bekannten Gegenstandes. Vgl. bes. Kohler, Forsch. 8. 20 fi,
Robolski, Theorie 8. 21 ff, Beck-Mannagetta S. 132 ff, R.Ges. C. 8. XX
Nr. 10 u. Patentbl. 1389 5. 209 fi.
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menschlicher Krifte'®., Keine Erfindung ist ein neuer Gedanke ohne
tochnisches Freebnils'7. Keine Erfindung liegt vor, wenn das tech-
nische Ercebuifs nicht einen wesentlichen Fortschritt gegentiber dem
bishericen Stande der Technik darstellt. Nicht patentfihig sind Form-
verinderunzen bekannter Gecenstinde ohne einen wesentlich neuen
technischen Effekt®, Summirungen hekannter Elemente ohne wesent-
liche Verinderung ihrer Wirkung*®, Vertauschungen des Stoffes oder
der Mittel bei der Losung einer technischen Aufzabe, wenn dadurch
nur ein gleichwerthicer Erfolz, wie durch eine bereits bekannte
Losung in einem anderen Stoffe oder mit einem anderen Mittel, her-
beizefithrt wird 2, Die Erfindung mufs einen ihr eigenthiimlichen
oeistizen Grehalt haben, durch den sie die menschliche Herrschalt
iiber die Naturkrifte erweitert®™.

9. Die Erfindung muls neu sein. Nach der Bestimmung des
Patenteesetzes ist sie nicht neu, wenn sie zur Zeit ihver Anmeldung
in offentlichen Druckschriften aus den letzten hundert Jahren bereits
derart beschrieben oder im Inlande bereits so offenkundig benutzt ist,
dals danach die Benutzung durch andere Sachverstiindige moglich er-
scheint 22, Diese Bestimmung erschipft die Fille, in denen eine Kr-

16 7 B. eine nene Methode des Ackerbaunes, des Berghanes, der Buchtihrung,

ein Finanzplan, ein Plan fir ein Handelsunternehmen u. s. w.3 Motive zum Patent-

ges. v. 1877 5. 17,
17 7. B. eine blofse spekulative Idee, der noch die zur praktischen Durch-
33 ff.; oder eine

fiuhrung erforderliche Ausgestaltung fehlt, Kohler, Forsch. 5.
itherhaupt unausfithrbare Idee, R.Ger. XXII Nr. 24,
Vol. fiber die Grenzen zwischen Erfindung und Konstruktion® Kohler,

5.3, Seliesohn S, 10.

Forsch. 8. 29 ff, Robolski, Theorie

Patentr. 8. 48 ff,, Forsch. 8. 45 ff;, Roboelski, Theore 5, 3,

13 Kohler,
Seligsohn 8. 12,

20 Val, itber die Lehre von den ,Aequivalenten® Kohler, Jahrb. f D. XXVI
114 ff., 424 ff,, Forsch. 8. 55 ff., Robolski, Theorie S. 217 ff., Seligsohn 5. 11.

2t Kohler, Forsch. 5. 41 i, Robolski, Handwirterh. V 127,

22 RoGes. § 2 Abs. 1. Zn Gunsten dessen, der ein Patent tir eine von ihm
oder seinem Rechtsvorginger bereits im Aunslande angemeldete Erfindung nachsucht,

sollen nach Abs. 2 die amtlich herausgegebenen Patentbeschreibungen derjenigen
fremden Staaten, in denen die Gegenseitigkeit verbirgt ist, bis zum Ablaufe von
drei Monaten seit dem Tage der Heransgabe nicht als offentliche Drucksehriften
ch streiticen YVoraus-

angesehen werden, — Niheres iiber die im Einzelnen vie
setzungen fir die gesetzliche Verneinung der Neuheit vgl. b. Kohler, Patentr,
S, 32 ff., Forsch. 8. 73 ., Robolski, Theorie 8. 27 ff., Seligsohn 8. 21 fi;
iber den Begriff der Offenkundigkeit anch R.Ger. I Nr. 90, IIT Nr. 25. - Ueher
das im Weszentlichen ubereinstimmende dsterreichizche Il vel!Beck-Mannagetta
5. 189 ff — Ueher Spegialgesetze zum Schutze der anf offentlichen Ausstellungen

kundgemachten Erfindongen vpl. Beck-Mannagetta 5. 245 {I.

|
{
|
|
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findung als nicht neu der Patentfihigkeit entbehrt®®, Somit wird
z. B. einer Erfindung die Neuheit dadurch nicht entzogen, dals sie
vor der Anmeldung in einem offentlichen Vortrage dargelest oder
schon in einem mehr als hundert Jahre alten Buehe heschrieben oder
im Auslande offenkundig ancewandt oder ausgestellt ist,
es fir den Verlust der Neuheit gleichgitltiz, ob
oder ein Anderer, sei es auch widerrechtlich. die
licht hat.

3. Die Erfindung mufls cewerblich verwerthh

Dageoen ist
der Erfinder selbst
Erfindung veriffent-

ar sein. Sie
muls sich also nicht blos als ein ideales, sondern als ein wirthsehaft-
liches Gut ausweisen. Doch geniigt die Moglichkeit gewerblicher Ver-
werthung. Ob die Erfindung wirklich praktiseh brauchbar ist, ob sie
den angestrebten Erfolg vollstéindie erreicht. ob ihre
lohnenden Gewinn verspricht, ist nicht zu untersuchen ®*.

4. Zur Entstehung des Erfinderrechts gehirt das dulsere Da-
sein der Erfindune,

Ausbeutung

Der Erfindungsgedanke mufs in seiner vollstin-
digen Entwicklung nicht nur edacht, sondern anch dergestalt ge-
dulsert sein, dafs auf Grund dieser objeltiven Erscheinung das we-
wonnene technische Ereebnils wiederholt hervorgebracht werden kann.
Eine solche Aeulserune kann durch Niederschrift einer Beschreibung,
durch Herstellung einer Zeichnung, einer Abbildung oder eines Mo-
delles, durch eine Probeausfithrung, durch mimdliche Darlecung oder
Demonstration erfolgt sein.

5. Verschiedene Avten der Erfindung ergeben sich daraus, dals

der Erfindungsgedanke sich entweder in einer nenen Form korper-

licher Gegenstinde oder in einem neuen Verfahren zur Erreichung
eines Erfolres ausdriickt,

Im ersten Falle wird der kirperliche Gegenstand zu-
gleich als Gegenstand der Erfindune bezeichnet und patentivt. In
Wahrheit ist der einzelne kirperliche Gesenstand niemals Objekt des
Erfinderrechts, sondern nur ein Darstellungsmittel des Erfindungsee-

* Kohler, Patentr, 5. 35 ff, Dambach S. 10:4f,, Dahn a. 8. 0. 8. 873 &,
Stobbe § 160 Anm. 42, Robolski, Theorie S. 27 ft, Seligsohn 8. 13, Entsch.
des Pat.A. im Patenthl. 1882 8. 41 £ — Andere meinen, in 2
spiele der Nichtneuheit aufgefiihrt; so Landeraf S 15 i, Klostermann.
Komm. 8. 128 ff n. b. Endemann 1T 322 fi, Gareis 5. 56 ff., Rogenthal 8. 60 ff.,
Dernburg § 308 Anm. 10, Laband II 229, G. Meyer § 139 Anm. 14,

*# Kohler, Patentr. S. 64 £, Aus dem Patent- und Industrierecht I 57,
Robolski, Theorie 8. 36 i, Seligsohn S. 14 . — Der B

§ 2 seien nur Bei-

egrift des ,Gewerb-
lichen® ist hierbei im weitesten Sinne zn nehmen und sehlielst die Urproduktion
ein; der Widerspruch von Landgraf, Komm. zom Ges. v. 1877 S. 3 ff. isf ver-
einzelt gebliehen. Ueber das dsterr. R. vgl. Beck-Mannagetia S. 146 f

Binding, Handbueh. II. 8. I: Giarke, Deutselios Privatrecht, 1, 55
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dankens, an dem das Erfinderrecht besteht?®. Auch die neue typische
Form als solche hildet hier nieht wie beim Musterschutze ein Objekt
aussehlielslicher Berechticung. Wohl aber wird sie insoweit vom Far-
finderrechte mitercriffen, als sie Ausfluls des Erfindungseedankens ist.
Qomit erstreckt sich hier das Erfinderrecht auf alle denselben K-
finduneseedanken offenbarenden Gegenstiinde von gleicher Art, durch
weleches Verfahren immer sie hergestellt sein mogen®®. Im Uebrigen
kann der kirperliche Gegenstand der Erfindung wieder entweder ein
unmittelbar zur Befriedigung  menschlicher Bedirfnisse dienendes
Arbeitserzeugnils (Konsumtionsgegenstand, Fabrikat, Waare) oder ein
der Erzengung von Gitern dienendes Arbeitsmittel {Produktionsmittel,
Maschine, Werkzeug, Geriith) sein ®7.

Ist ein Verfahren Gecenstand der Erfindung, so reicht das
Erfinderrecht so weit, wie sich der in diesem Verfahren verwirklichte
Erfinduncscedanke erstreckt. Es bezieht sich daher nicht auf die
Erreichune desselben Ergebnisses durch ein anderes Verfahwen, Wohl
aber ercreift es zugleich die durch das erfundene Verfahren ummnittel-
bar hergestellten korperlichen Gegenstinde, weil sie Erzeugnisse des
Erfindungseedankens sind **

6. An gewissen Erfindungen entsteht niemals ein Erfinderrecht.
Hierzu gehoren erstens Erfindungen, deren Verwerthune den Gesetzen
oder suten Sitten zuwiderlaufen wirde®®. Zweitens sind kraft posi-
@ Kohler, Aus dem Patent- u. Industrierecht 11 8 it,, Forsch. 3. 41 ff.;

f‘fu‘li_'fr»|P.!|!I o -
B.Ger. XIV Nr. 17. Hier wird

on Herstellung durch ein bestimmtes Verfahren

var die Patentirung eines Fabrikates mit

der Beschrink dals nur

schiitzt s - unznbiissig evklirt.

91 Das Fafinderrecht an einem Arbeifserzengnisse ergreift dessen Herstellung

mit jedem beliebigen Arbeitsmittel, so dals z. B. der Inhaber emnes alteren Patentes

ren Patentes auf eine zor Erzeugung dieses

auf ein Fabrikat dem Inhaber eines jiing
nen erfundene Mascehine die gewerbemifsige Herstellung und Verbreitung
kates untersagen kann; R.Ger. IX Nr 28. Dagegen erstreckt sich das

Falirileat

des abri
Frindervecht an einem Arbeitsmittel nicht aof das Arbeitserzeugnils, falls dasselbe
vestellt wird.

ch das R.Ges, § 4. Mit Recht hat aber schon
1877 das R.Ger. XXII Nr. 3 u. Str. 8. XXI

durch ein anderes Arbeitsmittel he

28 Sp bestimmt jetzt ansdiiick
unter der Herrschaft des R.Ges. v.
Nr. 76 in pleichem Sinme entschieden; vgl. auch Kohler, Aus dem Patent- u.
Anders 0.L.G. Dresden ib. 5. 17 ff. Abweichend von

Industrierecht 1 22 fi.
sotzen Lilst das Schweiz. Ges. v. 1888, indem es Darstellbar-

allen anderen Patentg
keit der Erfindung durch ein Modell verlangt, die Patentirung eines Verfahrens

{iberhaupt nicht zu.

i.Ges. § 1 Abs. 2 Z. 1. Der Batz wirde auch ohne Gesetzesbestimmung
begriindet ibm Laband 1T 229 Anm. 2. Hr gilt jedoch nur fir

fiir einen rechtswidrigen oder unsittlichen Zweck entweder aus-

gelten; unrichtig

Erfindungen, die
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tiver Gesetzesbestimmung Erfindunzen von Nahrungs-, Genuls- und
Arzneimitteln, sowie von Stoffen, welche auf chemischem Wege her-
gestellt werden, dem Erfinderrechte entzogen®®, Dagesen wird durch
die Erfindung eines bestimmten Verfahrens zur Herstellung solcher
Gegenstiinde ein Erfinderrecht begrimdet 81,

7. DBesonderheiten gelten bei Gesammterfinduncen 82 Fine
Gesammterfindung liegt vor, wenn durch eine neue Kombination ein-
zelner Elemente zu einem Gaunzen ein technisches Ereebnils erzielt
wird, das iiber die Wirkung einer blofsen summirung dieser Elemente
hinausreicht®. In einem solchen Falle steckt in der Kombination
als soleher ein selbstindiger Erfindungseedanke, der ein zu einem so-
genannten , Kombinationspatente® berechtivendes Erfinderrecht erzeugt.
Die einzelnen Elemente konnen bekanut oder aus einem anderen
Grunde nicht patentfihig sein. Dann sind sie fur sich cemeinfrei.
Sie kinnen aber auch einen Theil des Erfindungsgedankens in sich
tragen. Dann werden sie insoweit, als sie dem Zwecke der Kom-
bination dienen, von dem Erfinderrechte an der Gesammterfindune
mitumspannt®t.  Endlich konnen sie sich aueh als selbstindice Er-

schliefslich geeignet oder ansdricklich bestimmt sind: die Moolichkeit des Mils-
g

brauches macht eine Eifindung noch nicht patentunfibig, so dafs =z B. Gifte
oder Sprevgstoffe patentirt werden konnen. Vgl Kohler, Patentr. S. 70 Aus
dem Patent- uw. Induostrierecht 1T 61, Robolski. Theorie 8. 40. Seligsolin
5. 16: Dals die Erfindung einem positiven Kulturzwecke diene, ist nicht er-

forderlich; anch Spielercien, Luxusa
F: R T T R {

L 8. w. sind patentfihie; Robolski

M RaGes. § 1 Abs. 2 4. 2. Insoweit es sich um eine blofse Entdeckung
eines in. der Natur vorhandenen Stoffes handelt, wiirde auch ohne diese (Gesetzps-
bestimmung ein Frfinderrecht nicht entstehen. Die Ausnahme bezieht sich aber
auch auf wirlliche Erfindunsen, wie sie in nenen kimstlichen Stofiverbindungen
liegen. Ueber die vielfach zweifelhaften Grenzen der Ausnahme vel. Dambach
B, 9 i, Gareis 8. 40 ff, Klostermann, Komm. 8. 117 ff, Rosenthal S, 49 #.
Kohler, Patentr. 5. 71 ff,, Robolski a. a. 0. 8. 40 £, Seligsohn S, 16 ff.

U Hier wird daher das oben Anm. 28 Bemerkte bezonders \'."in-ljii_;__(, - So
lange kein anderes als das vom Entdecker oder Erfinder eines Nahrungs-, Genufs-
oder Arzneimittels oder eines chemisehen Erzeugnisses erfundene Verfahren zur
Herstellung des Gege

nstandes bekannt oder gangbar ist, bleibt biernach thatsachlich

auch die Monopolisirung des Gegenstandes zellist miolich.

" Vgl Kohler, Forsch. 5. 43 ff, 98 f£, 102 i, Robolski, Theorie 8. 215 ff.,
Handwirterb. V 128, Seligsohn 5. 12 ff, 169, 173 w. 174

% Ueber blofse Summirung vel. oben Anm. 19,

M Vol Kohler S, 491, der in diesem Falle von einer +Totalititserfindang *
und einem ,Totalititspatente® spricht; Robelski, Theorie S. 216, Seligsohn
-c:'- 13: ‘L“I'iFlll'l"n'L das Patentamt -"n'm |\'I-rljl:‘irl.‘ilical]r]];l!ruhr vielfach _i"||1' Schutz-
wirkung fiir einzelne Bestandtheile der Kombination versagt hat, nimmt das Reichs-

E5*
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finduneen darstellen. Dann entstehen neben pinander Erfinderrechte
an der Kombination und an den Elementen, so dals der Erfinder
gleichzeitig mit dem Kombinationspatente auch Einzelpatente erwerben
Jeann 5.

8, Ist eine Erfindung nur unter Benutzung einer noch geschiitzten
dlteren Erfindune verwerthbar, so 1st gie eine abhingige Er-
findung®. Eine solche Erfindung erzeugt ein selbstiindizes Er-
finderrecht, das jedoch durch das iiltere Erfinderrecht an der von ihr
vorauszesetzten Erfindung beschiinkt wird. Man bezeichnet daher
das fitr sie ertheilte Patent als ein ,Abhiingigkeitspatent® *7.

7Zu den abhiingizen Erfindungen gehort die unmittelbar auf
Weiterbildung einer noch geschitzten Erfindung gerichtete Ver-
besserungserfindung. Treffen die Erfinderrechte an der Ver-
besserungserfindung und der verbesserten Erfindung in derselben Per-
son zusammen, so kann der Patentinhaber fir die neue Erfindung ein
blofses ,Zusatzpatent* erwerben, durch das siec in ein rechtliches Zu-
oehirighkeitsverhiiltnifs zu der fritheren Erfindung gesetzt wird®%.  Er

gericht in bestindiger Praxis an, dals die Bestandtheile ingoweit, als sie Erfindungs-
charakter haben, durch das Kombinationspatent mitereschiitzt werden.

35 Ty kann sich natirlich auch mit einem Kombinationspatente, das dann als
Totalititspatent wirkt (oben Anm. 34). beeniigen. — Steht an den Elementen einem
Anderen als dem Erfinder der Kombination ein Erfinderrecht #u, so ist die Ge-
sammterfindung zugleich eine Abhiingigkeitserfindung.

23 Kohler, Forsch. 5. 64 ff.; Robolski, Theorie 5. 111 ff,, Handwirterb.
V 128 ff.; Seligsohn 8. 40 ff.; vgl. anch Beck-Mannagetta 8. 215 f.

37 Die Abhingigkeit kann im Patent ausgedriickt werden; doch steht eine
vichterliche Entscheidung itber Abhiingigkeit und Nichtabhingickeit nicht dem
Patentamte, sondern ausschliefslich den ordentlichen Gerichten zuj R.-Ger. XII
111 ff, Seligsohn 3. 42,

Nr. 27. Patentbl. 1885 S. 19 u. 20, Kohler, Forsch. 5.
259 ff. Die

A. M. mit dem Patentamte selbst Robolski 8. 114 ff., Hartig 5.
Novelle v. 1891 hat die Frage, obwohl man sic durch § 3 Abs. 1 zu Gunsten der
Znstindigkeit des Patentamtes zu lisen beabsichtigte, in Wirklichkeit nicht gelist;

Seligsohn 8, 42 fi.
38 R.Ges. § 7: Kohler, Patentr. 8. 258 i, Forsch. 5. 67 ff.; Hartig 5. 2441t.;
Reuling im Patentbl. 1883 8. 451 fi.; Robolski, Theorie 8. 118 ff., Hand-
worterb, V 128; Seligsohn 8. 83 f. — Die Pertinenzqualitit des Zusatzpatentes
aufsert sich besonders in der Beschrimkung seiner Lebensdauer anf die des Haupt-
patentes und bei der Gebithrenberechnung. Im Falle der Nichtigkeitserklirung des
Hauptpatentes aber und bei vorzeitiger Beendigung desselben durch Verzicht wird
das Zusatzpatent fiir den Rest seiner Lebensdaner zum selbstindigen Patent.
Auf eine abhingige Erfindung anderer Art kann ein Zusatzpatent nicht genommen
werden. — Die Einrichtung der Zusatzpatente ist auch dem engl, franzis., helg.,

ital. R. 1. s w. bekannt, dagegen z B. dem osterr. R. fremd; Beck-Manna-

getta 5. 152
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kann jedoch auch so gut wie ein anderer Erfinder fir die Verbesse-
rungserfindung  ein  selbstiindiges Patent nehmen (,Verbesserungs-
patent® )8,

III. Subjektive Voraussetzungen.

I. Das Erfinderrecht entsteht in der Person des Schopfers der
Erfindung und nur in ihr*Y. Sehopfer ist, wer den Erfindungsge-
danken durch zeistige Thittickeit originiir hervorgebracht hat. Haben
Mehvere eine Erfindune remeinschaftlich cesehaften, so erwerben sie
ein Miterfinderrecht*'. Einer Verbandsperson erwiichst ein urspriing-
liches Erfinderrechl, wenn die Erfindung aus einer verfassungsmiilsig
dem Verbandsleben angehirigen Thitickeit von Organen entsprungen ist*2.

Kein Erfinderrecht erwirbt der blofse Gehiillfe fremder geistiger
Schopfungsthat*®,  Kein Erfinderrecht entsteht umgekehrt in der Per-
son des Geschiftsherrn aus der geisticen Schopfungsthat seines Be-
amten, Angestellten oder Arbeiters*!. Doeh kann durch Vertrag
im Voraus wirksam bedunegen werden, dals das Erfinderrecht an allen
oder cewissen Erfindungen einer erson sofort mit seiner Entstehung
auf eine andere Person zur Ausiibune ithergehen soll*®. Und bei

' Wo Zusatzpatente unbekannt sind, hat er nur diesen Weg: so in Oester-
reich, Privilegienges. § 23, Der andere Erfinder kann immer nur ein Yerbesse-
rungspatent fordern. — Das Franzosische Ges. Art. 18 gewilrt dem Patentinhaber
fitr alle Verbesserungserfinduneen zo seiner Erfindune withvend eines Jahres ein jeder
fremden Anmeldung vorgehendes ausschlielsliches Recht anf ein Patent. Aehnlich
Ital, Ges. Art. 26 u. 57, Norweg. Art. 4. Dem deunt. R. ist dieses Vorrecht fremd.

40 Stellvertretung st ausgeschlossen; a. M. Kohler, Patentr. 8. a9 ff. u.
Forsch. 8. 4, daza oben § 86 Anm. 83.

41 Passelbe ist gleich dem Miturheberrechte (oben § 86 5, 782 ) e¢in Gemein=
schaftsrecht zur gesammten Hand, iiber das nur gemeinsam und einheitlich verfiigt
werden kann. Vgl Kohler, Patentr. 8. 57, Forsch, S. 8 ffi, Klostermann b.
Endemann 11 324, Patentbl. v, 1879 8. 411.

¥ Dies trifft z. B. regelmiifsig bei Erfindungen in Staatsanstalten fir mili-
tivische Versuchs- oder Konstruktionszwecke zu. Vgl auch Kohler, Patentr
5. 61, Seligsohn 8. 46, Robolski, Theorie 5. 58

4 Kohler, Patentr. 5. 56 ff., Forsch. 5. 7. — Ebensowenig, wer als Organ
erfindet; vorige Anm.

4 Kinen originfiven Frwerb des Erfinderrechts durch Beauftragte und An-
gestellte nehmen Kohler, Patentr. 8. 61 u. Forsch. 8. 4 ff, u. Seli
an. Allein da hier eine gesetzliche Bestimmung, wie sie bel Geschmaeksmustern
getroffen ist (oben § 92 11 2a), fehlt, eine solche Bestimmung aber zwar moglich,

gsohn 5, 46

jedoch Leineswegs nothwendig ist, kann die Frstreckung der dienstlichen Unter-

ordnung auf die geistig schaffende Perstnlichkeit nicht fiir geltendes Recht er-
achtet werden.

48 Solche Vertrige sind zwischen Geschiftsherrn und Angestellten {z. B. in
chemischen Fabriken) sehr hiufig, kénnen aber auch sonst vorkommen. Dahin
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gewerblichen Unternehmungen st sogar regelmilsig ein abgeleitetes
Erfinderrecht des Geschiftsherrn an Erfindungen, die von stindie an-
cestellten Technikern in ihrer dienstlichen Thittigkeit gemacht werden,
ohne Weiteres als vereinbart anzunehmen *6.

2. Das Recht auf Entfaltung des Erfinderrechtes zum Patent-
rechte wird vom deutschen Gesetze nicht dem Erfinder, sondern dem
ersten Aonmelder gewithrt*™. Damit ist indels das Patentrecht
keineswegs vom ursprimnglichen Erfinderrechte losgerissen*s. Vielmehr
hat das Recht des ersten Anmelders eine doppelte Dedeutung,

a. Die Anmeldune begriindet ecin Priorvititsrecht an der Er-

findung, so dals, wenn Mehrere dieselbe Erfindung unabhiingiz von
cinander gemacht haben, nicht das friher entstandene, sondern das
frither angemeldete Erfinderrecht vorgeht®. Wer eine Erfindung zu-
erst anmeldet, schneidet jedem anderen Erfinderrechte an der gleichen
Frfindunz die Maoglichkeit der Erhebung zum Patentrechte ah?®?,
Gleichwohl geht das vorher begriindete Erfinderrecht als solehes nicht
unter®, Ja insoweit, als ihm bereits vor der fremden Anmeldung

gehort auch Ertheilung und Annahme eines Auftrages zu einer bestimmten Fi-

findung; R.Ger. im Patentbl. 1889 8. 117. — Immer aber bleibt genaun wie bei
nachtriiglicher Verdulserung das urspringliche Frfinderrecht mit seinem idealen

Werthe und seiner Ehre beim Forfinder zariick; vel. unten § 97.

1 Vol. Dambach 8. 14 i, Kohler, Patentr. 5. 60 fl., Forsch. 5. o ff,
Gareis, Ueber das Ervfinderrecht von Beamten, Angestellten und Arbeitern, Berl.
1879, Rosenthal 5. 82 ff., Klostermann a. a. 0. 5. 824 ff., Robolski,
Theorie 5. 54 ., Seligsohn 3. 44 ff. — Aehnlich verhilt es sich mit Erfindungen
von Gesellschaftern im Rahmen ihiver gesellschaftlichen Thitigkeit: Seligsohn 8. 47,

T R.Ges. § 3 Abs. 1. Ebenso nach den meisten auslind, Gesetzen, ins-
besondere nach dsterr., franzés., belg., ital., span. R.; dagegen wird im amerikan. u.
engl. R. eine (in Amerika eidliche) Versicherung des Anmelders, dafls er sich fir
den ersten Frfinder halte, verlangt, Vel Klostermann a, a. 0. 8. 324, Beck-
Mannagetta 8. 137.

8 Vel bes. Kohler, Patentr. 5. 33 ff.. 90 ff, Forsch. 5. 86 ff,, Robolski,
Theorie 5. 48 {5

4 Kohler, Patentr. 5. 81, Forsch. 5. 87 ff. Dagegen entscheidet nach
amerikan, K. die Priovitat der Erfindung.

0 R.Ges. § 8 Abs. 1: ,Eine spitere Anmeldung kann den Anspruch auf ein

Patent nicht begriinden, wenn die Erfindung Gegenstand des Patents des fritheren
Anmelders ist.  Trifft diese Voraussetzung theilweise zu, so hat der spitere An-
melder nur Anspruch auf Ertheilung eines Patentes in entsprechender Beschriin-
kung®. Das Patentamt hat die Deckungsirage von Amtswegen zu prifen; § 21

Abs. 8 uw. § 22 Abs. 1. Ein versehentlich trotzdem iiber den Gegenstand einer

iilterer Anmeldung ertheiltes Patent ist ganz oder theilweise nichtig: § 10 Abs. 1
Z. 2, Abs. 8. Diese Nichtigkeit ist eine absclute, die Jedermann riigen kann;

§ 28, Vgl. Seligsohn 8. 38 ff,, unten Anm. 104,
il Zum Mindesten die Ehre muls ihm bleiben.
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ein Nutzungsbesitz zur Seite cefreten ist, kann es vermoee der ce-
setzlichen Bestimmung, nach der die Wirkune des Patentes einem
ilteren Nutzungsbesitze gezeniiber nicht einfritt, auch fernerhin aus-
oeitbt werden 72,

b. Die Anmeldung bewirkt ferner fiir den Anmelder eine Legi-
timation zur Austibung des Erfinderrechies durch Geltendmachung
des Rechtes auf ein Patent®™. Der Ammelder braueht den Rechts-
grund seines Anspruches nicht aufzudecken. Ob er sich auf urspriing-
liches oder abgeleitetes Erfinderrecht stittzt und welche Beziehuncen
im letzteren Falle zwischen ihm und dem Erfinder bestehen, kann
er im Dunkeln lassen. Die Anmeldung kann fiir eine Einzelperson
oder eine Verbandsperson oder cine Personemmehrheit erfoleen, ohne
dals eine entsprechende Zustiindigkeit des Erfinderrechts darzuthun
wire®.  Aber auch der etwaige villize Mangel einer subjektiven Be-
rechtigung wird durch die Legitimation des Anmelders zuniichst ge-
deckt und fritt dann, wenn der wahrhaft Berechticte schweist, tiber-
haupt niemals in die Erscheinung®®. Immer jedoch handelt es sich
um eine blofse Legitimation, deren Wirkung der wahve Erfinder oder
sein Rechtsnachfolzer durch Aufdeckung des Sachverhaltes zerstiren
kann, Denn das Gesetz gewiihrt dem Erfinderrechte gecen unbefuste
Anmalsung durch fremde Anmeldung einen doppelten Schutz ", Wenn
der wesentliche Inhalt der Anmeldung den DBeschreibungen, Zeich-

P2 R.Ges. § 5 Abs. 1. Diese in § 96 TIT 1 (unten S. 834 fi) noch zu behan-
delnde Bestimmung sehiitzt freilich nicht blos den Erfinder und seine Hechtsnach-
tiberall wird der
Desitz um des normaler Weise hinter ihm stehenden Rechtes willen geschiitzt. Man
darf daher nicht mit Rosenthal 5. 73 n. Seligso hn 8. 35 die Bedeutung dieses
Schutzes fiir die Anerkennung des Frfinderrechtes als solchen lengnen.

5 Yol bes. Laband I 225 ff, ‘auch Rosenthal 8. 77, Robolski 8. 50,

Seligsohn 8. 84, Irrig ist die Belhauptung, der Anmelder werde als Erfinder

{olger, sondern jeden thatichlichen Vorbenntzer. Allein hier wie

prisumirt (so Gareis 8. 72) oder gar fingivt (so Klostermann a. a. 0. 5. 824),
® Ueber Avmeldangen durch Verbandspersonen und durch mehrere Personen
vel. Seligsohn & 37
5% Der Berechtigte gilt dann als einwilligend. Darom hat das Patentamt das
subjektive Recht des Anmelders von Amtswegen nicht zu priifen; R.Ges. § 21—22,

Und ein Anderer als der Verletzte kann weder Einspruch gegen die Patentirung
erbeben (§ 24 Abs. 2) noch das ertheilte Patent als nichtig anfechten (§ 28 Abs. 2).
Dagegen lilst das ameril. R. auch hier die Anfechtung durch Jedermann zu.

" Dieser Schotz kommt nicht blos dem uwrspringlichen, sondern auch dem
:lhgi']‘f':lll'l_('“]'.||'ﬁ'||.|]!“]'l'1'l.'|||.P' und zwar aueh dem letzteren gegen das erstere zu; darum
kano, wenn ein Erfinder das von ihm mit der Entstchung (oben Anm. 45—40) oder
spiter zur Ausitbung abgetretene Erfinderrecht anmeldet, der Ausibungsherechtigte
gegen die Ertheilung des Patentes Eingpruch erheben und das ertheilte Patent als
nichtig anfechten: Tobolski, Theorie 8. 53 11, Sel igsohn S, 44 u. 108,
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nungen, Modellen, Geriithsehaften oder Einrichtungen eines Anderen
oder einem von diesem angewandten Verfahren ohne dessen Einwilli-
gung entnommen ist, so kann dieser Andere sowohl gesen die Er-
theilung des Patentes Einspruch erheben, wie auch die Nichtiglkeits-
erklirung des ertheilten Patentes beantragen®?. Hat der Einspruch
Fifolg, =0 kann der Einsprechende durch Anmeldung der Erfindung
binnen einem Monate seit Empfang der Mittheilung das Patent sich
selbst sichern, indem er verlansen kann, dals als Tag einer solchen
Anmeldung der Tag vor Bekanntmachung der fritheren Anmeldung
festaesetzt werde ®%. Dageren erzielt er, wenn der Antrag auf Nich-
tigkeitgserklarung FErfolg hat, immer nur den Weefall des fremden
Patents, da er selbst die Erfindung, weil sie nicht mehr neu ist, nicht
mehr anmelden kann 5%,

3. Auslidnder sind hinsichtlich des Erfinderrechts den In-
lindern gleichgestellt, falls nicht kraft einer mit Zustimmung des
Sundesraths erlassenen Anordnung des Reichskanzlers gegen die An-
gehoricen eines auslindischen Staates ein Vergeltungsrecht zur An-
wendung gebracht wird, Wer jedoch nicht im Inlande wohnt, kann
sowohl das Recht auf ein Patent wie die Rechte aus dem Patent nur
geltend machen, wenn er im Inlande einen Vertreter bestellt hat 5.

IV. Beerindungsalkt.

1. Schopfungsthat. Das Erfinderrecht entsteht durch die
vollendete Schipfunesthat®l, Die .“F'rht"npfun_gﬁt]'nt[_ fordert als geisticen
Inhalt die Erkenntnils, dals die angewandten Mittel den heahsichtizten

AT R.Ges. § 3 Abs. 2, § 10 Abs. 1 Z. 3 u. Abs. 2. Aunch hier geniigt Besitz
an der entlehnten Erfindong, um als , Verletzter® aofzutreten; R.Ger. 11 Nr. 86,
tobolski 5. 53 ff. Man darf aber hier so wenig wie in dem oben Anm. 52 er-
withnten Verhiltnils mit Rosenthal 5. 78 n. Seligsohn 5. 35 dem Besitz-
schutze die Bedentung des Krfinderrechtsschutzes abstreiten. — Das Reeht auf das
Patent wird durch jede objektiv widerrechtliche Entlehnung des Gegenstandes aus-
geschlossen, auch fir den gutgliubigen Rechtsnachfolger; B.Ger. II Nr. 36, Patent-
amt im Patentbl. 18582 8, 27, Robolski a. a. 0. 8. 54, Seligsohn 5. 4.

55 R.Ges. § 3 Abs. 2. Hierdurch wird der mangels einer solchen Bestimmung

im Ges. v. 1877 bisher den Einsprechenden bedrohenden Gefahr vorgebeugt, dals
seine eigne Patentanmeldung an dem Untergange der Neuheit der Erfindung oder
dem durch eine Zwischenanmeldung begrindeten Priorititsrechte eines Dritten
scheitere, \;_5| Robolski 8. 51, .‘"'|'|ig-'nJ|rL S 1“ it

59 Teber Abhiilfe mit den ordentlichen Schutzmitteln der Privatrechte unten
Anm. 69.

6% R.Ges. § 12; Seligsohn 5, 111 fff Prozelsvollmacht des Vertreters und
Frweiterung des Gerichtsstandes wie Dbei Gebrauchsmustern; oben § 95 Anm. 13,

01 Oben § 94 8. 857. Die Schopfungsthat ist jedoch nicht, wie Kohler,
Patentr. S. 57 ff. u. Florsch. 8. 4, meint, ein Rechtsgeschift; vel. oben § 86 Anm, 54,
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Frfolg haben®*. Ob diese Frkenntnils durch Nachsinnen oder dureh
Fingebung, durch mithsame Versuche oder durch Zufall, mit oder
ohne FEinsicht in den tieferen naturcesetzlichen Zusammenhane ege-
wonnen wurde, ist gleichgiiltiz®.  Vollendet jist die Schipfungsthat,
sobald die Erfindung zum ersten Male den beabsichticten Erfole zeiot
und der Erfinder anzugeben vermag, auf welchem Weze sich derselbe
wiederholen lilst %,

Mit diesem Augenblicke ist die Erfindung ein rechtlich aner-
kanntes Persionlichkeitseut des Erfinders geworden. Das an ihr be-
griimdete Recht, das der Vererbung und Veriulserung unterliegt 53,
aulsert sich vor Allem in dem Anspruche auf Ertheilung eines Patents,
Es erschoptt sich aber keineswegs in diesem Anspruche, enthilt vielmehr
eine Reihe von Befugnissen, die von seiner Anmeldung unabhiingic sind.

a. BEs eewihrt zunichst die Befuenils, ither die Erfindung dureh
Veroffentlichung zu verfigen®. Der Erfinder kann jedem An-
deren die Verdffentlichung untersagen. Wer unbefugter Weise einer
Erfindung durch Veriffentlichung die Neuheit und damit die Patent-
fahigkeit entzieht, ist dem Verletzten zum Schadensersatze verpflichtet 67,

h. Bodann liect in dem unangemeldeten Erfinderrechte die Be-
fugnils zur Benutzung der Erfindung. Die Benutzung kann statt-
finden, ohne die Erfindung der Oeffentlichkeit preiszugeben und hier-
mit zum Gegenstande des Gemeingebrauches zu machen. Mit einem
Untersagungsrechte cegen die Benutzung durch Andere ist dieses Be-
nutzungsrecht gleichwohl nicht verbunden. Es verfestigt sieh aber
regenither einem dureh Patent mit einem Untersagungsrechte ver-
schenen fremden Erfinderrechte insoweit zu einem hbesonderen und
eigenthiimlichen Rechte, als bereits vor der Anmeldung des Patentes
ein Nutzungsbesitz begriindet war "8,

¢. Endlich theilt das unangemeldete Erfinderrecht mit allen Per-
sonlichkeitsrechten den allzemeinen Anspruch auf Anerkennung,
kraft dessen sein Trizer von Jedermann verlangen kann, dals er das
fremde Personlichkeitsgut als solches aehte und sich nicht als das
seine anmalse., Gegen unbefugte Anmalsung des Erfinderrechtes durch

8 Wohler, Forsch. 8. 10 fff Willensinhalt ist nicht erforderlich. Daher
bedarf es auch keiner Handlungsfilhigheit; Kohler, Patentr. S. 149 ff
9 Kohler, Forsch. 5. 39 ff, Robolski, Theorie S. 19 {f.
4 Robolski, Handworterh. V' 129,
8% Unten § 97 8. 888,
% (Oben § 94 1II S. 859 f
97 Beligsohn 8. 29. Vgl oben § 92 Anm. 28 u. § 93 Anm. 21,
88 Oben Anm. 52 u. unten § 96 I1I 1 8. 854 ff.
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Anmeldung besteht der sehon erwithnte patentrechtliche Schutz. Aulser-
dem aber darf dem Erfinderrecht der allzemeine Schutz der Privat-
rechte im ordentlichen Rechtswege nicht versast werden. Darum
kann der Berechticte, dem ein Anderer die lrfindung durch Patent-
nahme vertracswidriz oder arclistic entrissen hat, gegen diesen mit
der Vertragsklage oder Deliktsklage nicht nur einen Anspruch auf
Schadensersatz, sondern auch einen Anspruch auf Uebertragung des
erschlichenen Patentes durchsetzen ®®.

2, Anmeldung. Zur vollen Entfaltung des Erfinderrechtes
bedarf es der gehivicen Anmeldune beim Patentamte, die in schrift-
licher Form erfolgen muls, nur Eine Hrfindung zum Gegenstande
haben darf und in einer Anlage eine so genaue Deschreibung der Ir-
findung enthalten muls, dals danach deren Benutzung durch andere
Sachverstindige miglich erseheint ™. Abinderunzen der Anmeldung
sind bis zum Beschlusse iiber ihre Bekanntmachung zulissig ™.

Die gehirice Anmeldung bewirkt die Legitimation zur Geltend-
machung des Aunspruches auf das Patent. Sie sichert ferner dem an-

6 Dies ist hinsichtlich der Vertragsklage ziemlich allgemein aperkannt; vgl.
R.Ger. im Patentbl. 1889 5. 119. DMit Recht aber bejalit das R.Ger. XXTIX Nr. 16
den pgleichen Anspruch im Falle der Deliktsklage. Ebenso Kohler, Patentr.
S. 87 fi. n. Forsch. 8. 8%, Robolski, Theorie 8. 52 fi., auch die franz. u. belg.
Praxis. A. M. Seligsohn 8 49 ff. Der Verletzte hat einen Anspruch auf Rick
erstattung des entzogenen Dersénlichkeitsgutes, der nur auf dem Wege der Patent-

=

abtretung befriedigt werden kann, da durch die Nichtigkeitserklirung jenes Persiin-
lichkeitsgut entwerthet wiirde. Die relative Nichtigkeit des Patentes wird dabei
durch die Zustimmuong des Berechtigten geheilt. — HKine noch weiter tragende
Quasivindikation des Patentes ist nach deut. Reeht nicht zn konstruiren, wohl
aber anf Grand des Oesterr. Ges. § 46 zulissig; Beck-Mannagetta S. 158 ff. —
Die inzwischen aus dem erschlichenen Patentrechte abgeleiteten Rechte gut-
streiter des Patentes anerkennen.

glimbiger Dritter muls der i

0 R.Ges. § 20. Die Anmeldong mufs einen unter genaver Bezeichnung des
zu schiltzenden Gegenstandes formulirten Antrag anf Ertheilung des Patentes ent-
halten, die Anlage am Schlusse der Beschreibung dasjenige angeben, was als patent-
filhig unter Schutz gestellt werden soll (Patentanspruch). Auch.sind die erforder-
lichen Zeichnungen, bildlichen Darstellungen, Modelle nnd robestiicke beizufigen.
Ueber die sonzstizen Erfordernisse bestimmt das Patentamt; vgl. solche Bestimmungen
b. Seligsohn 8. 162 ff. w 177 ff. Gleichzeitig mit der Apmeldung sind zwanzig
Mark fiir die Kosten des Verfahrens einzuzahlen. Ueber die Erfindungseinheit
viel, Kohler, Patentr, 8. 338 ff. u. Forsch. 5. 100, Ha 1'1'i;5 5. ]:i-lii-., Ifljlln|:-,|ii,
Theorie 5. T4 ff.; Seligsohn 5. 168 fl.  Ueber die Erfordernisse der Beschreibung
Reulaunx, Patentbl. 1877 5. 9if, Hartig 5. 186 1, 170 fi,, 206 ff., Robolski
S, 71, Stercken, Die Formuolirung von Patentanspriichen u. die Anferticung von
Patentbeschreibungen und -Zeichnungen, Berl. 1890, Seligsohn 8. 171 ff. — Zur
sfihigkeit erforderlich; Gareis 8. 73, Seligsohn 5. 36,

Anmeldung ist Handlung

T R.Ges. § 20 Abs. 5.
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gemeldeten Anspruch den Vorrang vor allen spiiter angemeldeten An-
spriichen ™ und schneidet die Zerstorung der Neuheit der Erfindung
durch spitere Voroiinge ab™.  Als entscheidender Zeitpunkt muls
hierbei auch dann, wenn eine Verbessernng oder Frginzung der An-
meldung erforderlich ist, der Augenblick der ersten Anmeldung gelten,
falls nur die Beseitigung der Mingel innerbalb der dafiic cesetzten
Frist erfolgt und der wesentliche Inhalt der Anmeldune nicht oe-
dAndert wird ™,

3. Patentertheilung. Die DPatentertheilune erfolet auf
Grund  eines  mehrgliedrigen  Verfahrens ™,  das den richterlichen
Spruch des Patentamtes tiber die Begrindetheit des Patentanspruches
in sich schlielst und darum zur Ladune und Anhirune der Bethei-
ligten, zur Vernechmung von Zeugen und sachverstindicen, zur Vor-
nahme sonstiger Ermittlungen und zu kontradiktorischer Verhandlune
fithren kann 7%,

a. Das Verfahren beginnt mit einer Vorprifung der An-
meldung dureh ein Mitelied der Anmeldeabtheilune. Die Vorprifung
erstreckt sich sowohl auf die Erfordernisse der Anmeldung wie auf

™ Oben Anm. 50. Bei gleichzeitiver Anmeldung hat jeder Anmelder einen
selbstiindigen 'atentanspruch; Kohler, Patentr. S. 83 ff, Rosenthal 8. 97. A,
M. Staunb, Patentbl. 18588 S. 74 ffi, u. Seligsohn 8. 33, die ein gemeinsames
Patent geben wollen.  Zuonfichst entscheidet jedoch die in der Ausfithrungsver. v.
11. Juli 1891 § 27 (oben § 93 Aum. 24) aufgestellte Vermuthung.

T3 Oben 5. 864 Anm. 22,

™ Vgl. Kohler, Patentr. 8. 821, Forsch. 8. 91 ff, Robolski S. 81 f

Seligsohn 8 214 A: M. mit den Motiven zum Ges. v. 1877 8. 32 Dambach

S, o, Grothe 5. 105, Gareis 8. 61, Rosenthal 8. 61 u. 97. — Hinsichtlich
der Neuheit kommt es nur anf den Tag, hinsichtlich der Priorvitit anf Stunde und
Minute des Einganges an; Seligsohn 5. 23 u. 36. Eine Zurlickdatirung der

Anmeldung findet aufser dem oben Anm. 55 erwithnten Falle nach den Vertrigen
mit Oesterreich, Italien und der Schweiz Art. 3 n. 4 kraft des dreimonatlichen
Priorititsrechtes statt, das den in ecinem dieser Linder anerkannten Erfinderrechten
im Falie ihrer Anmeldung in Deutschland seit dem Ablaufe des Tages der fremden
Patentertheilung eingerfiumt ist; vel. dazo oben § 84 Anw. 95 u. § 92 Anm. 17,
Unbekannt ist dem deutschen Rechte eine vorliufige Anmeldung zur Sicherung
des Patentanspruchs, wie sie das amerikan, R. als ,Caveat®, das schweizer. Ges.
Art. 16 als Anmeldung eines anf zwei Jahre wirksamen .provisorischen Patentes®
lkennt.
™ R.Ges. § 21—27 nebst Ausfubrongsver. § 1-18. Dazu Seligsohn
8. 180 ff. Ueber das Ertheilungsverfabren nach dem Ges. v. 1877 vgl. Kohler,
Patentr. 5. 821 ff., Robolski 5. 83ff. Ueber das 6sterr. Verfahren Beclk-
Mannagetta 5. 207 ff.
™ R.Ges. § 25 u. 26 Abs. 8; Ausfithrunpsver. § 12—13. Die Gerichte sind
zur Iiechishiilfe verpflichtet; R.Ges. § 32, Geschiftssprache ist die Gerichtssprache ;

Eingaben mitssen in deutsclhier Sprache abgefalst sein; R.Ges. § 34,
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die von Amtsweeen zu priffenden Voranssetzungen einer patentfihizen
Erfindung, zu denen aulser den objektiven Voraussetzungen auch die
Voraussetzung der Nichtidentitit mit einer frither angemeldeten Er-
findung gehirt. Erceben sich Anstiinde, so theilt sie der Vorprifer
dem Patentsucher durch einen Vorbescheid mit der Aufforderung mit,
Mineel der Anmeldunz in  bestimmter Frist zu beseitizen, ither Be-
denken gegen die Patentfihigkeit der Erfindung aber sieh in be-
stimmter Frist zu fulsern. Erklirt sich der Patentsucher hieraunf
nicht rechtzeitig, so gilt seine Anmeldung als zurdickgenommen.
Andernfalls falst die Anmeldeabtheilung Beschluls 77,

b. Der Vorprifung folgt die Priafung durch die Anmelde-
abtheilunz. Sie erstreckt sich auf die gleichen Punkte wie die Vor-
prifung, Ergiebt sie, dals der Anspruch auf ein Patent nicht be-
sriindet ist, so erfolet die Zuriickweisung der Anmeldung durch Be-
schluls, Geeen  diesen Beschluls kann  der Patentsucher binnen
Monatsfrist nach der Zustellung Beschwerde bei der Beschwerde-
abtheilune einlegen. Wird die Beschwerde versiimnt oder verworten,
80 ist der Anspruch auf das Patent rechtskraftie abgewiesen™. Er-
achtet dagegen das Patentamt die Anmeldung fir gehorig erfolgt und
die Ertheilune eines Patents fiir nicht ausceschlossen, so beschliefst
es die Bekanntmachung der Anmeldune ™, Auf Anftrag des Patent-
suchers ist die Aussetzung der Bekanntmachung fiir einen Zeitraum
bis zu seehs Monaten gestattet und bis zu drei Monaten geboten 0.
Ohne jede Bekanntmachung wird dem Reiche auf seinen Antrag ein fii
die Zwecke des Heeres oder der Flotte nacheesuchtes Patent ertheilt =t

¢. Mit der Bekanntmachung beginnt das Aufegebotsverfabren.
mie erfolet dureh Veroffentlichune des Namens des Patentsuchers und

des wesentlichen Inhaltes seines Antrages im Reichsanzeicer unter

gleichzeitizer offentlicher Auslegung der Anmeldung mit simmtlichen
Anlagen beim DPatentamte®2. Mit der Veroffentlichunz treten die

T R.Ges. § 21 Das Vorprifungsverfahren war dem Ges. v. 1877 fremd.

78 R.Ges. § 22, 16 u. 26. Die erneute Anmeldung der gleichen Erfindung
ist jedoch nicht abgeschnitten, da es sich nur um formelle Rechtskraft handelt;
Schanze, Arch. £ off. R. IX 195,

M R.Ges. & 23 Abs. 1.

% R.Ges. §

Anmeldung in solchen fremden Lindern, in denen die dentsche Bekanntmachung
als Zerstorungg der Neuheit gilt und den in Deutschland patentirten Erfindungen
ein Priorititsrecht nicht eingeriumt ist, die Newheit erhalten zu kinnen.

51 R.Ges. & 23 Abs. 5: vgl. oben Anm. 6.

82 R.Ges. § 23 Abs. 2—3. Die im Verordnungawege zolidsgige Anordnung

3 Abs. 4. Diese Einrichtung bezweckt, der HErfindung behufs

PSSR

4 o
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Wirkungen des Patentes zu Gunsten des DPatentsuchers einstweilen
ein®, Zugleich aber liuft nun eine zweimonatliche Frist. Innerhalb
dieser Frist muls der Patentsucher die erste Jahrescebithr zahlen,
widrigenfalls seine Anmeldung als zuriickgenommen gilt®*, Vor Allem
aber kann bis zu ihrem Ablaufe gegen die Ertheilung des Patentes
Einspruch erhoben werden. Der Einspruch, der schriftlich erfolzen
und mit Grimden versehen sein muls, kann sich sowohl auf den
Mancel einer patentfihizen Erfindung wie auf den Mangel der sub-
jektiven Berechticung des Patentsuchers stiutzen. Insoweit die von
Amtswegen zu pritfenden Erfordernisse des Patentes in Frage stehen,
ist Jedermann zum FEinspruch befugt. Dagegen kann aus dem Grunde
unbefugter Entlehnung der Erfindung nur der Verletzte FEinsprueh
erheben. Naeh Ablauf der Aufeebotsfrist hat das Patentamt tiber die
Ertheilungz des Patentes Besehluls zu fassen®. Gegen den Beschluls
der Anmeldeabtheilune steht im Falle der Versagunzg des Patentes
dem Patentsucher, im Falle der Ertheilung dem Eingprechenden die
Beschwerde an die Besechwerdeabtheilung often ®%.  Wird das Patent

versact, so ist wiedernm, entgecen der vorliuficen Annahme, das
Dasein des Rechtes auf ein Patent rechtskriiftic verneint. Mithin
celten die Wirkungen des einstweilizen Schutzes nun als niemals
einsetreten. Dies wird dureh den Reichsanzeizer bekannt gemaecht,
Auch wird die eingezahlte Jahresgebithr zuriickerstattet, Gleiche Folgzen,
wie an die Versacung, kniipfen sich an eine nach der Verdffentlichung
erfolgte Zuriicknahme der AnmeldungS7,

d. Wird die Ertheilune des Patentes endeiltizg beschlossen,
so erlilzt das Patentamt daritber eine Bekanntmachung im Reichsanzeiger,
fertizt fiir den Patentinhaber eine Urkunde (Patenturkunde) aus und
verfiiect die Eintragung in die Patentrolle®., Die FErtheilung des
Patentes wird indels nicht erst durch diese Handlungen, sondern sehon
durch die Zuerkennung des Patentes seitens des Patentamtes vollendet.
Mit dem Augenblicke der Rechtskraft des Ertheilungsbeschlusses ver-

einer Anslecung anch anfserhalb Berling ist durch 8§ 16 der Ausfihrungsver. der
nitheren Bestimmung des Beichskanzlers iiberlassen.

82 R Ges. § 23 Abs. 1. Nach Abs. 2 ist der Eintritt des einstweiligen Schutzes
im Reichsanzeiger mitanzuzeigen, Auch das Recht auf Anmeldung eines Zusata-
patentes (oben Anm. 385) ist hiermit einstweilen begriindet; Seligsohn S. 83 ff.

Abs. 1. Vgl unten § 96 5. 886

e
B

1.3 es,
b R.Ges. § 24 Abs, 2—5.
#H.Ges, &
Abs. 2. Dazn oben Anm, 84.

87 R.Ges. § 27
8 97 Abs. 1 u. § 19 (oben 5. B62).

B8 R.Ges, §
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wandelt sich daher das einstweilen anerkannte Patentrecht in ein end-
oiiltiz anerkanntes Patentrecht®,

e. Die Wirkung der Patentertheilung ist die eines rec
krifticen Feststellungsaktes, an den sich kraft eines alloemeinen
Rechtssatzes die Entfaltung des Erfinderrechtes zu' cinem ausschliels-

1s-

lichen und voll geschittzten Rechte knupft*®. Da die Patentertheilung
kein neues Recht schafft, sondern ein vorhandenes Recht entwickelt.
kommt durch sie das Patentrecht nur zu Stande, wenn die Voraus-
setzung des Daseins eines Erfinderrechtes erfilllt ist. Durch die
Patentertheilung ist rechtskriiftic festgestellt, dals ein zur Gewihrung
des staatlichen Schutzes hinreichender Grund fir die Annahme der
Erfullung jener Voraussetzung vorliegt. Diese Feststellung muls so
lange, bis sie durch die rechtskriiftice Feststellune des Nichtdaseins
eines Erfinderrechtes entkriftet ist, die ihr entsprechenden Wirkungen
iulsern. Dagegen ist in il eine rechtskriiftice Feststellung des wirk-
lichen Daseins eines Erfinderrechts nicht enthalten.  Mithin  wird
durch die Patentertheilung das Patent nicht unbedingt, sondern unter

8 Somit, wenn pegen den Beschluls eine Beschwerde statthaft war. mit dem

il A 18] 1 ‘.
tellung  des DEECHINERES

Ablanfe der Beschwerdefrist, sonst bereits mit der Zu :

fitr den

Robolski 8. 1061, Seligsohn 5. 203 . I leanntmachung

Fristenlanf bei der Verschweigung der Anfechtungsrechte (unten Anm. 95) und bei
der Patentverwirkung (unten § 96 Anm. 20—21) bedeutungsvoll; die Eintragung
in die Patentrolle bewirkt fir die als Patentinhaber ecingetrasene Person eine sul-
Anm. %); die Ausfert

wipt der privatrechtlichen Bedeutung.

97 mng der ||i|'.l'||'.:[ kunde

jektive Legitimation (unten 8§

enth L u
L l-l."rf'T II:!'\. “-I--i'll ‘:!I'L' ]1:II-';!l; 1'[i|-1':|lll__'_'_ :'Iilllli.l'i" ;|.|:§-1'|;_|',['|E|.'1.J :"‘-':I:.“,:]’_I'_
Arch. f. off R: IX 178 Die

234, . Meyer I 446 ff.,, Selirsohn 8. 5 ff u. das R.Ger. h. Gareis Entsch.

ntertheilung ist nicht, wie Liaband [T 224 .

IV 275 annehmen, ein ,konstitutiver Verwaltungsakt®, sondern ein Hechtsanwesn-
dungsakt; vgl, Schanze 5. 181 ff. u. 186 ff. Dabei verbindet sich eine Rechts-
entscheidung (vgl. Kohler, Auntorr. 8. 117, Bojanowski S. 34 ff., Schanze
8. 173) mit Handlungen der freiwilligen Gerichtshavkeit (Kohler, Patentr. S. 279 ff,,
Forsch. 8. 86, v. Sarwey, Das Gffentliche Recht 8. 348, Schanze 5. 179 ff).
Dieser Rechtsanwendungsakt hat nicht, wie anch Dernburg II 963, Mandry

5. 502, Meili 8. 23 ff. und (unter Vergleichung mit dem Theilungsurtheile)
Schanze 5. 183 fi. behaupten, konstituti
handenes Recht, das freilich hierdureh erst perfizirt, aber darum so weni

+ Bedentung, sondern deklariet ein vor-

geschaflen
wird, wie das dingliche Recht durch den Grundbucheintrag oder die Personlichkeit
der Aktiengesellschaft durch die Fintragung ins Handelsresister: vel. Kohler,
Patentr. 8. T7 ff., 95, Forsch. S. 86 ff., Sarwey 5. 348 Pouillet Nr. 2, Zoll

B, 902 1, 571 Apm. 59. In dieser Hinsicht besteht kein Unterschied zwischien dem

Priifungsverfairen und dem Anmeldeverfahven, wie Schanze 8. 175 Anm. 5a
meint. Denn die Einschiebung einer Rechtsentscheidung kann am wenigsten dem
deklarativen Wesen der Patentertheilung Abbruch thup.
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der auflésenden Bedingung des Nichtdaseins eines Erfinderrechtes zu-
erkannt,

f. Demgemils ist das Patent niehtig, wenn ein Erfindervecht, das
sich durch die Patentertheilunz zum Patentreehte hitte entfalten
konnen, in Wirklichkeit nicht vorhanden war, mar nun eipe der
objektiven Voraussetzungen einer patentfihiven Erfindung cefehlt oder
dem Patentinhaber ein Recht auf das Patent nicht zugestanden haben *!,
Trifft einer der Mingel nur theilweise zu, so ist das Patent nur theil-
weise nichtig®. Die Nichtigkeit ist im Falle der Entlehnune der
Erfindung aus fremdem Erfindungsbesitz eine blos velative, wird daher
durch nachtriigliche Einwilligung des Verletzten oceheilt®. In den
ibrigen Fiillen ist die Nichtigkeit eine ahsolute. Die absolute
Nichtigkeit ist im Falle der Deckune mit einem dlteren Patentrechte
unheilbar. Dagegen wird sie dann, wenn sie auf dem Mangel einer
objektiven Voraussetzung des Erfinderrechtes beruhf, vermige einer
eigenthitmlich cearteten Verschweicune dadurch geheilt. dals  bis
zum Ablaufe von funf Jahren seit dem Tage der Bekanntmachung
der Patentertheilung Niemand sie dureh Erhebune der Nichtickeitsklace
geriet hat s,

Aus dem nichtigen Patente entsteht nur der Sehein eines Patent-
rechtes . Dieses Scheinrecht vermag freilich bis zur Feststellung
seiner Nichtigkeit alle Wirkungen eines wirklichen Rechtes zu dufsern.
Der Inhaber des Scheinpatentes befindet sich in einem ihm  durch
staatliche ExkBirune zueetheilten und offentlich anerkannten Besitze
des Patentrechtes, der bis auf Weiteres gegen Jedermann geschiitzt

91 R.Ges, § 10 Abs. 1. Die Nichtighkeitseriinde decken sich mit den Ein-

spruchsgrinden.  Sonstige Mingel, wie z. B. Formwidrigkeit der Anmeldung,
Fehler der Beschreibung u, s. w., begriinden keine Nichtighkeit. Vgl. Robolski
S. 150 ff., Seligsohn 8. 101 ff

% R.Ges. § 10 Abs. 2. Die Nichtigkeitserklirung erfolgt hier in der Form
einer entsprechenden DBes
Erklir

Anm. 37),

shriinkung des Patents. Dazun gehdrt aber niemals die
der Abhingigheit eines Patentes von einem anderen Patente (olen
die daher im Wege der Nichtigheitsllage nicht durchgesetzt werden kann
R.Ger. XII Nr. 27. Vgl. Kohler, Forsch, 8. 109 ff, Robolski 8. 1541 u.
171 1, Seligsohn 5. 105 ff.

"% R.Ges. § 25 Abs. 2. Vgl

iy

5

Kohler, Patentr. 8. 245 if.

Kohler, Patentr. 5. 232 ff.
% R.Ges. § 28 Abs. 3. Auf #ltere Patente findet diese im (Ges. v. 1891 neu
eingefiihvte Verschweignng der Anfechtungsrechte nach Art. II mit der Mafsgabe
Anwendung, dafls die Nichtigheitsklage mindestens bis zum Ablaufe von 3 Jahren
geit dem 1. Okt. 1891 statthaft blieh.

% Kohler, Patentr. 8. 232 ff, Forsch. 8. 105 ff, Robolski S, 172 ff, Zoll

8, 671 Anm. 59.
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wird®?. Allein wenn die Feststellung der Nichtigkeit erfolot, wird
durch sie eben nur ein falseher Schein zerstort und somit nicht ein
vorhandenes Patentrecht beendigt, sondern mit viickwirkender Kraft
deklarirt, dals ein Patentrecht niemals vorhanden war®®, Die Wir-
kungen des Patentrechtes gelten daher als nicht eingetreten®’. Nur
miissen, da die Thatsache des inzwischen anerkannt sewesenen Besitz-
standes nicht ungeschehen gemacht werden kann, die lediglich aus dem
Besitze als solchem entsprungenen Wirkungen bestehen bleiben 'Y,
Die Nichtickeitserkliarunge erfolest in einem besonderen
Verfahren beim Patentamte V', Bis zur rechtskrifticen Nichtigkeits-
erkliirung steht zwar nicht die Giltickeit des Patentes, wohl aber
der dulsere Schein seiner Giiltickeit rechtskriftic fiir und wider
Jedermann fest'°2. Das Nichtigkeitsverfahren wird nur auf Antrag

T Vgl Zoll 5. 553 u. 570 fi,, dem das Verdienst gebithrt, den Begriff des
Patentbesitzes ansfihirlich entwickelt und als r|1:||'_=;g|.:'|||‘]u|_ fiir die Wiirdigung der

Wirkungen nichtiger Patente erwiesen zu haben.

98 Darnm kann auch die Niehtigkeitserklirung schon erloschener Patente
erfoleen: Kohler, Patentr. 8. 237, Klostermann a. a. 0. 8. 833 Anm. 10,
Dabhn 8. 556, naband II 237 Anm. 5, Seligsohn S. 101, R.O.H.R. XXV 110.
Die Vertheidiger der konstitutiven Natur der Patentertheilomg miissen natiielich
auch der Nichtigkeitzerkliirung konstitutive (deletorische) Kraft zuschreiben nnd sie
somit fir eine Rickwirtsvernichtung eines bestehenden Rechtes erkliven; vegl. z B.
Laband 11 257, G. Meyer I 453, Beligsohn S. 104 ff. u. bes. Schanze 5. 200
aliicklicher Weise dem Wieder
aufoabmeverfaliren im Civil- und Strafprozels gleichrestellt wird).

(wo in Anm. 75 das Nichtigkeitsverfahren in wen

" Insbesondere stellen sich daher frithere Eingriffe nun als Handlungen heraus,
die keine H

chisverletzungen waren und somit weder Frsatzpflichten noch Strat-
folgen erzeugten; I.Ger. in Str.S. VII Nr, 46, XTIV Nr, 66, Seligsohn 8. 245 u. 255.
100 Darum kiionen auch Vertriige des Inhabers des Scheinpatentes fiber ent-
geltliche Uebertragung von Patentrecht nicht, wie Kohler, Patentrecht S 178 ff,
Staub, Pat.Bl. 1833 5. 55 ff, wollen, cinfach riclkwiirts rescindirt, sondern
missen fir die Vergangenheit insoweit als wirksam behandelt werden, als sie eine
Uebertragung von Patentbesitz zur Folge hatten; vgl. R.OH.G. XIX 404 ff., R.Ger.
XVII Nr. 12 5.55 i, XX Nr. 29, Klostermann b. Busch XXXV 84 ff, Rosen-
thal 5. 143 ff., Robolski S. 173 ff,, Seligsohn S. 104 f. Ebenso ist trotz der
Gegenansfithrungen von Kohler, Patentr. 8. 245 u. Forsch. 8. 105 f., die der be-
stindigen Praxis entsprechende Nichtviickzahlung der wihrend des Patentbesitzes
bezahlten Gebithren gerechtfertict; Gareis S, 1458, Rosenthal 8. 171, Bobolski
8. 176, Seligsohn 8. 104 ff.
191 R.Ges. § 28—31; Kohler, Patentr. §. 371 ff;, Klostermann b, Ende-
mann II 347 ff, Robolski 8. 159 ff, Seligsohn 8, 207 ff.
% Darum kdnnen auch die Gerichte im ordentlichen Prozesse die Nichtigkeit
des Patentes nicht nur nicht als Gegenstand des Urtheils, sondern auch nicht als
Praejudizialpunkt fav das Urtheil fe:

ststellen, miissen vielmehr, wenn Nichtigleit in
Frage kommt, die Entscheidung bis zur Entscheidung im patentrechtlichen Nichtig-
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eingeleitet 1%, Zur Erhebung der Nichtigkeitsklace ist auf Grund der
Entlehnune nur der Verletzte, sonst Jedermann befuet. Die Nichtio-
keitsklage auf Grund des Nichtvorhandenseins einer patentfihicen Er-
findung ist also eine Popularklage, bei der das allzemeine Interesse
daran, dals ein Gemeingut nicht anceeicnet werde, den Nachweis
eines besonderen Interesses des Kligers ersetzt!®™. Nach voraus-
gegangener Verhandlung entscheidet die Nichtiekeitsabtheilung des
Patentamtes 9. Gegen die Entscheidung des Patentamtes ist die

Berufung an das Reichaeericht zulissic 106,

g 96, Inhalt und Umfanes des Erfinderrechts.

I. Ueberhaunpt. In dem urspringlichen Erfinderrvecht ist, wie
schon gezeigt ist, das ausschliefsliche Recht zur Verflicune tiber die
Erfindung durch Vertffentlichung, die Befuenils zur Benutzung der
Erfindung und der Anspruch auf Achtung des durch die Erfindung
erworbenen Personlichkeitseutes enthalten?. Dieser Inhalt wird dureh
die Entfaltung des Erfinderrechts zum Patentrecht theils aufeezehrt
theils gesteicert.  Aufeezehrt wird das Veriffentlichunesrecht. da die

keitsverfahven aussetzen; R.Ger. in StrS. I Nr. 95, VII Nr. 46; Laband II 237
Schanze 5 200, A. M. hinsichtlich der Praejudizialfrage Kohler, Patentr.

230, Forsch. 8. 114 ff., Seligsohn 8. 99 fi.

' R.Ges. § 28, Ueber die Frfordernisse des Antrages vel, anch Robolski
S 161 1%, f“'l"i'_;.'-\uh.'l & 211 i

W0 Vel Gareis 8. 232, Dambach 3. 34, Rosenthal 3. 337, Kloster-

mann & 4. 0. 8, 845 Anm. 2, Seligsohn S 207 ff. Dageren fordert Kohler,

Patentr. 8. 215, ein besonderes Interesse. Auch die Nichtickeit wewen Declkung

mit einem frither angemeldeten Patent, die bis zor Novelle von 1891 nach d

nahme der Praxis iberhaupt nicht im Wege des patentrechtlichen Nichfigkeitsver
konnte (R.Ger: VII Ny, 30, Klostermann im Pat.BL

[852 B. 1T ff, Robolski 8. 154, Seligsohn 8. 99), kann jetzt Jedermann beim

fahrens festgestellt werden

Patentamte eeltend machen. Tn der That |i|':_fi auch hier ein ;|||'_'_|-.-|||-i||.-,. Interesse

nichtige Patent den Gebrauch der Erfindung durch eing z

hinden und  vielleicht ihre '\-.-‘."\'.;l-':\.|l1,‘,!l_; in  Geme i]'_-l_-_
Kohle = I'.lil'hl'h. 5. 90 it ].'qu:t:|||-»|ii =

vor; weil

rn wiirde,

b vorzio

158,
R.Ges, § 29—31. Ide Verhandlung ist kentradiktoriseh: nur wenn der
A doo st

rors nicht erklict, kann ohne Verhandlung entschieden werden Gregen

Patentinhaber sich binnen Monatsfrist auf den ihm miteetheilten

leeit

Beschiiisse der Nichtickeitsabtheilong, die nicht die Endentscheidung enthalten,

ist eine Beschwerde an die Beschwerdeabtheilung zulissiz: R.Ges, 316, Robolski
=, 166,

0 R.Ges. § 83. Die Bernfung ist hinnen 6 Wochen nach der Zustellung
beim Patentamte schriftlich anzamelden und zu begrimden. Das Verfahren beim
Reichsgericht richtet sich nach » Yer. v. 1. Mai 1878.

I Vol. oben § 94 TIT S. 8574 . 8 95 IV 1 8. 873 ff

Binding, Handbuch. 1. 3. 1: Gierke, Deutsehes Privatrecht ]
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Veriffentlichune in bestimmter Form Voraussetzung der Patentertheilung
ist2, Dafiir wird das Benutzungesrecht zum ausschlielslichen Rechte
vesteigert. Zugleich empfingt der Anspruch auf Achtung des DPer-
sinlichkeitszutes durch besonderen staatlichen Schutz eine erhihte
Sanktion®. Das so ausgestattete Erfinderrecht wird aber nicht nur
bestimmten Einschriimkungen unterworfen, sondern auch mit Pflichten
durchmischt,

II. Das aussehlielsliche Benutzungsrecht, Das aus
dem Patente fliefsende ausschliefsliche Benutzungsrecht ergreift die
Erfindung sowohl im Ganzen wie in ihren Bestandtheilen®. Fs ist
aber einerseits kraft des die Patentzesetzgebung beherrschenden
Territorialititsprinzips streng auf die Benutzung im Inlande besehriinkt,
so dals, wer sich auch gegen die Benutzung im Auslande sichern will,
ein auslindisches Patent hinzuerwerben mufs. Andrerseits ist wegen
der cewerblichen Natur des Patentreehts dem Berechtigten nur die
gewerbsmiilsige Benutzung der Erfindung vorbehalten, withrend ihre
Benutzung fiir hiwsliche oder Studienzwecke Niemandem verwehrt ist.
Mit diesen Malseaben erstreckt sich das Patentrecht anf Nutzungs-
handlungen von dreifacher Art?®,

1. Herstellung. Der Patentinhaber ist, falls ein korperlicher
Geoenstand als Gegenstand der Erfindung patentirt ist, ausschlielslich zur
sewerhsmilsicen Herstellung dieses Gegenstandes im Inlande befugt®.

2 Selbstverstindlich mit der oben § 95 Anm. 6 u. 81 erwilinten Ausnahme.

T Davon unten § 98, Erledigt wird natiwlich durch das Patentrecht das
Recht auf das Patent; zu dem besonderen Inhalte des Patentrechtes gehort aber
das Recht aunf ein Zusatzpatent; oben § 95 Anm. 5339,

4 Darum sind bei einem geschiitzten Gegenstande auch dessen einzelne Theile
und bei einem geschiitzten Verfahren dessen einzelne Abschnitte insoweit, als sie
einen fur den Gesammterfolz wesentlichen Theil des Frfindungspedankens in sich
tragen, durch das Patent geschiitzt; vgl. Pat. Bl 1881 5. 253, 1884 S, 225. 5o
auch bei Kombinationspatenten; oben § 95 Anm. 34. Ebenso wird eine wvom
Patentinhaber nicht bewilligte Benutzung nicht durch die Einfligung eines aequiva-
lenten Stoffes oder Mittels (oben § 95 Anm. 20) erlaubt; R.Ger. b. Seuff. XLVII
Nr. 148, Dagegen schiltzt ein Patent anf einen bestimmten Gegenstand nicht
gegen die Herstellung solcher Gegenstinde, die zwar fur die Nutzbarmachung der
Erfindune unentbehrlich, jedoch keine Theile des patentirten Gegenstandes sind;
vol. R.Ger. XXXII Nr. 14 (ein Patent auf einen neuen Flaschenverschluls schittet
nicht gegen fremde Herstellung der zn dessen Anbringung geeigneten Flaschen).

5 R.Ges. § 4. Hier werden die vier Befugnisse,  herzustellen, in Verkehr zu
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen®, koordinirt; das Feilhalten ist aber nur
eing Unterart des Inverkehrbringens.

8 Auch die Herstellung zur Verbreitung im Auslande kann er untersagen:
R.Ger. in Str.8. X Nr. 104, Kohler, Aus dem Patent- u. Industrierecht I 12 ff.
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2 Verbreitung. FEr ist ferner ausschlielslich befugt. den
Gegenstand der Erfindung im Inlande gewerbsmiilsic in Verkehr zu
bringen oder feil zu halten. Dieses Recht bezieht sich. wenn ein
kiirperlicher Gegenstand patentirt ist, auf jeden irgendwie hergestellten
Gegenstand  solecher Art, wenn dacecen ein Verfahren patentirt ist,
nur auf jeden unmittelbar durch ein derartizes Verfahren hercestellten
korperlichen Gegenstand”. In beiden Fillen ercreift es auch die im
Auslande hergestellten Gegenstinde 5,

3. Gebrauch, Der Patentinhaber ist endlich aussehlielslich
befugt, den Gegenstand der Erfindung im Inlande sewerbsmilsic zu
gebrauchen. Dieses Recht umfalst jede gewerbliche Verwendung eines
patentirten oder unmittelbar durch ein patentirtes Verfahren her-
gestellten korperlichen:Gegenstandes und jede gewerbliche Anwendung
eines patentirten Verfahrens. Hinsichtlich des Gebrauches kirper-
licher Gegenstiinde macht dabei das geltende dentsche Recht zwischen
Arbeitsmitteln und Arbeitserzeugnissen keinen Unterschied *,

III. Einschrinkungen. Jedes Patentrecht findet seine Schranke
an enteegenstehenden Reehten Anderer,

Das Benutzungsrecht des Patentinhabers kann insoweit nicht
ausgeiibt werden, als ihm ein fremdes Untersacungsrecht entoezensteht,
Inshesondere ist, falls an dem Gegenstande der Erfindune ein dem

Dagegen ist die Herstellung im Auslande erlaubt, wenn auch die Einfilrung ins
Inland, aber nur zu privatem Gebrauche, erfolgen soll: R.Ger, a. g. O.
Vel oben § 95 S. 866 Anm. 28

8 R.Ger. XIII Nr. 117, XXII Nr. 3. Ein Inverkehrbringen im Inlande legt
anch in der Ausfuhr ins Ausland; Klostermann, Komm. 8. 156, Gareis S, 97,
tosenthal 5. 124, Seligsohn 8. 56, R.Ger. in Ste.8, X Nr. 104, XXI Nr. 76
a. M. Kobler, Patentr. 8. 111. Desgleichen in der durch gewerbliche Ver-
dufserungsgeschifte veranlafsten Durchfubr; Klostermann a. a. 0., Gareis
5. 98, Rosenthal a. a. 0., Seligsohn a. a. 0., R.Ger. in StS. XXI Nr. 76:
a. M. Kohler a. a. 0., sowie Aus dem Patent- u. Industrierecht T 16, Dambach
5. 23, Laband II 234 Anm. 7, Robolski 8. 214. — Dagegen ist der Vertrieh
der im Auslande durch ein in Deutschland patentivtes Verfahren hergestellten Er
zeugnisse im Auslande auch dem Inlinder gestattet, somit auch ein in Deutschland
dariiber geschlossener Vertrag zolissig: R.Ger. XXX Np. 16,

? Anders das Ges. v. 1877 § 4 Abs. 2, das dem Patentinhaber nur den Ge-
brauch patentivter Arbeitsmittel, diesen aber ohne ausdrickliche Einschriinkung auf
den gewerblichen Gebrauch vorbehielt. Ob der nicht gewerbliche Gebraueh trotz-
dem gemeinfrei sei, war bestritten; dafir Klostermann a. o O. 8. 143 ff.
Kohler, Patentr. 5. 106 f,, Laband IT 234 Anm. 5, Robolski S. 208 dawider
Dambach 5. 19, Gareis 8. 83, Rosenthal S. 111 f Jetzst ist ausdriicklich nur
der gewerbliche Gebrauch, dieser aber auch bei Gebranchsgesenstinden (z. B,
Flaschenverschliissen, Speisegeriithen, Automaten u. s. w.) ohne Einwilligung des
Patentinhabers untersagt.

af*
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Patentrechte  vorcehendes aussehliefsliches  Benutzungsrecht  eines
Anderen, wie z I, ein dlteres Patentrecht oder ein Gebrauchsmuster-
recht, besteht, jede in dieses fremde Benutzunesrecht einzreifende
Nutzuneshandlung an die Bewillicung des Anderen gebunden .

Das aus der Ausschlielslichkeit des Benutzungsrechtes folzende
Untersacsunesrecht fillk insoweit weg, als einem Anderen ein

piones Benutzunesrecht an der Erfindung zusteht. In dieser Richtung
sieht das Gesetz selbst dem Patentrechte eine dreifache Sehranke,

1. Escewihrt dem Vorbenutzer, der zur Zeit der Anmeldung
des Patentes bereits im Inlande dieselbe Erfindung in Benutzung ge-

nommen oder die zur Benutzung erforderlichen Veranstaltuneen ge-
troffen  hatte, ein dem Patent gegenitber wirksames eignes De-
nutzunesrecht . Voransgesetzt wird hierbei ein Nutzungsbesitz, der
aus einer anderen als der ancemeldeten Erfindunegsthat stanmnt '
Dagegen kommt das Verhiiltnils dieses Erfindungsbesitzes zu  dem
fremden Erfinderrechte dem Patentrechte gezeniiber nicht in Betvacht 2,
Das Benutzungsvecht des Vorbesitzers besteht nicht blos in dem Um- !
fanoe des fritheren Besitzstandes, sondern reicht so weit, wie sich die
Mioolichkeit der Fortentwicklung des einmal begriindeten Nufzungs-

fnpigkeitspatente; vgl oben § 95 S, 865 Anm. 56 -37  mit

Den Fall der Kollision swischen Patent und Gebranchsmu

es. v, 1. Juni 1891; vgl. oben § 93 8. 845 Anm. 26. Unbedingt
entrechte ein staatliches Mono

oben § 95 8. 871 Anm. 52 w. 8. 873 Anm. 68,

lrecht vor.

R.Ges. § 5 Abs. 1, ds
Die Benutznng braucht keineswegs eine offenkundige rewesen zu sein.  Ebenso-
gewerbliche: R.Ger. in Ste.S. V Nr. 124,  Hinsichtlich der Zeit der An-

auch hier das oben ] 05 8. 875 Gesagte: abweichend R.Gepr. in

wenie eine
meldung oilt ]
StrnS. VII Nr. 127, Ueber das Mals der .erforderlichen Veranstaltungen® vel.
R.Ger. X Nr. 29, XXX Nr. 20, Str.s. XVI Nr. 126. Vol. ither das Recht des

Vorbenntzers oiberhaupt insbes. Kohler, Patentr. 5. 92 ff, u. 187 ff, Alexander-

5. 368 ff., Robolski S. 221 ff., Seligsohn 5. 6o fi;

Katz im PatBl.
dazu Pouillet Nr. 428, Zoll 5. 562 L.

12 ¥s muls also der I'all einer II.‘np||-'5.|'l'|'|l,-iIEJI'_'_ '-ci-l'lii'l,','-:'!l_: R.Ger. XXVI
Der Patentirte selbst oder sei

205 LBechtsnnchioloe

Robolski 5.

me spateren Patentinhaber gsereniiber niemals auf § 5
wer seinen Hrfin-
r B

t.Ger. im Pat.BL 1885 5. 177,

1885 8. 197, Ehensowenig

sitz kraft seiner dienstlichen Stellupg: oder Wit hedmldi hnunge aus

1
Patentinhabers geschopft hatte; 1
. D. XVIIT 246, Robolski 5, 2

atz &, 969, Gareis 5. LU

24, Seligsohn 5. 66; a. DAL

—

reschaffen oder rechtméalsig erworben
et hiat, geht den Patentinhaber nichts an;

seine” Berufung auf unredlichen Besitz des Gegners wire ein Einwand aus dem

* Vorbenutzer die Irfind

oder ob er sie sich rechtswidrig an

Rechte eines Dritten: richtic Eobolskl 5. 224,
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bhesitzes fiir die DBediirfnisse des eienen Befriebes erstreckt . s
kann nur im Ganzen und zusammen mit dem Betriebe vererbt und
veriulsert werden'®. Konkurrirende Benutzungsrechte Anderer lassen
sich daher aus ihm nicht ableiten. Innerhalb dieser Grenzen aber
15t es ein selbstiindiges erfindervechtliches Benutzunesrecht, das it
dem vollen Inhalte des Patentrechtes ausecstattet ist und sich von
diesem nur durch den Mangel der Ausschlielslichkeit unterscheidet ',

2. Das Gesetz ermichtiet ferner das Reich und jeden deutschen
Finzelstaat, im Wege der Zwangsenteignung sich oder Anderen
ein fiir das Heer oder die Flotte oder sonst im Interesse der offent-
lichen Wohlfahrt erforderliches Benutzunesrvecht an der Ervfindungz zn
verschaffen. Ueber das Dasein des Enteicnunesfalles entscheidet aus
gchlielslich und endgiiltiz der Reichskanzler. Die Hohe der Verciitung,
die dem Patentinhaber vom Reiche oder dem in seinem hesonderen
Interesse die Enteicnune betreibenden Finzelstaate zu zahlen ist, wird
mangels einer Verstindigung im Reehtswege festgesetzt. Das Patent-
recht als Ganzes Lkann nicht enteicnet werden. Vielmehr ist immer
nur die Begriindung eines Benutzunesrechtes zulissie, das dem Unter-
sacunosrechte des Patentinhabers Schranken setzt, selbst aber mit
einem Untersagungsrechte nicht verbunden ist'T,

3. Endlich sind Einrichtuneen an Fahrzeucen, die nur voi-
ithercehend in das Inland gelangen, der Wirkune des Patentes entzozen '8,

IV. Pflichten. Das Patentrecht ist mit Pflichten durchmischt,

i Pas Ges. v. 1891 hat die schon vorher in diesem Sinne pgeiibte Praxis
(vel. R.Ger. VII Nr. 19, Str.S. VI Nr. 39, Alexander-Katz 5. 370, Robolski
5. 225), gepen die sich Klostermann, Komm. 8. 158, u. Kohler, Patentr.
&

L, erklirten, ausdriicklich bestitigt; vel. Seligsohn 5. 66 i

15 R.Ges. § 6 Abs. 1. DBisher war, da das Ges. v. 1877 schwieg, iber die
Uebertragbarkeit viel Streit; fiie dieselbe z B. Dambach 8. 22 Kohler, Patentr.
5. 139, Robolskl 5. 226, gegen dieselbe Gareis 5. 14, Klostermann S. 158,
So mit Hecht das R.Ger. XXVI Nr. 14, auch schon Str.5. V Ni. 124, VI
Nr. 6 n. 29, Der Benntzungsberechtigte kann also den Gegenstand der Erfindung

1d

herstellen, in Verkehr bringen und gebrauchen, und die von ihm veraunfserten
kiirperlichen Gegenstande sind insoweit, als sie in seine Erfinderrechtssphiive fallen,
(&4
ist mit diesem Denutzungsrechte keinerlei Untevsagungsrecht gegen dritte Benutzer
verbunden. — Zoll a. ac 0 will dieses Reeht als eing Dienstbarkeit an dem

auch in der Hand dritter Personen von der Wirkung des Patentes befreit. Dag

Patentobjekte konstruiren; allein der Gegenstand ist nicht dasselbe, sondern ein
2

anderes Geisteserzengnifs, Laband II 235 Anm. 4 bestreitet das Dasein eines
subjeltiven Rechtes tiberhaupt.

1T R.Ges. §5 Abs. 22 Robolski 5. 227. Nicht sanz zutrefiend Seligzohn
8, TOff, — Ein volles Expropriationsrecht gilt nach Schweiz. Ges. Art, 15

15 R.Ges. § 5 Abs. 3.
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deren Erfullung jedoch nicht unmittelbar erzwinghar ist, sondern nur
mittelbar durch Androhung des Rechtsverlustes cesichert wird.

I. Gebithrenpflicht. Fir jedes Patent ist vor der FEr-
theilung eine erste Jahreseebithr von dreifsic Mark und sodann filr
jedes folgende Jahr eine weitere Jahreseehithr zu entrichten. die fiir
das zweite Jahr funfzie Mark betriigt und weiterhin jedes Jahr um
finfzig Mark wichst. Zusatzpatente sind von der Jahrescebithr mit
Ausnahme der Ertheilungsaebithr befreit 1. Die weiteren Jahrescebithren
werden mit Deginn des Patentjahres fillie und sind binnen sechs
Wochen nach der Fillickeit zu entrichten: nach Ablauf der Frist
kann die Zahlung mnoeh sechs Wochen lang unter Zuschlag  einer
Gebithr von zehn Mark nachgeholt werden, Einem bediirfticen Patent-
inhaber kinnen die erste und zweite Jahreseebithr bis zum dritten
Jahre gestundet und, wenn das Patent im dritten Jahre erlischt. er-
lassen werden. Die verfrithte Zahlung der Gehithren ist guliissie ; fir
den Fall der Nichtigkeitserklirung oder vorzeitigen Beendigung des
Patents erfolet die Riickzahlung der nicht fillie sewordenen (Gebithren.
Durch Beschluls des Bundesraths kann eine Herabsetzune der Ge-
bithren angeordnet werden. Sind die Gebithren nicht rechtzeitic bei
der Kasse des Patentamtes oder zur Ueherweisune an dieselbe bei
einer Postanstalt im Reichsgebiete eingezahlt, so erlischt das Patent 2,

2. Ausfuhrungspficht. Der Patentinhaber ist verpfichtet,
im Inlande die Erfindung in angemessenem Umfange zur Ausfithrune
zu bringen. KEr soll die Erfindung, an der ihm ein ausschlielsliches
Ausbeutungsrecht eingeriimmt ist., nicht brach liecen lassen, damit
nicht das in ihr enthaltene wirthsehaftliche Gut zum Schaden der
Allgemeinheit ungeniitzt bleibe. Er soll aber auch sein Recht. das
den inlindischen Verkehr beschriinkt, nicht dercestalt ausithen. dals

' Wird das Zusatzpatent selbstindig (oben & 95 Anm. 58), so bestimmt sich
zwar der Filligkeitstag der Gebithren auch fernerhin nach dem Anfangstace des
Hauptpatents, dagegen il Jahresbetrag nach dem Anfangstage des Zusatzpatents,

* R.Ges. § 8—9. — Ucher die Natur der Jahresgebithren vol. Kohler,
Patentr, 5. 141 ff;, Robolski 8. 137 u. Seligsohn S. 80 die in ihnen Ep-
tragssteuern sehen. Von anderen Steuern unterscheiden sie sich jedenfalls dadurch,
dals hier von der Leistung einer offentlichen Abgabe der Forthestand eines Privat-
rechtes abhiingt, — Fine ganz andere Natur haben die echten Gebiihven, die fiir
die Kosten des Verfalirens bei der Apmeldung des Patents (oben § 95 Anm. 70),
der Kinlegung der Beschwerde (zwanzig Mark pach R.Ges. § 26) und dem Antrage
ant’ Nichtigheitserkliirung oder Zuriicknahme (fiinfzie Mark nach T.Ges. 828 Abs. 4)

einzuzahlen sind, widrigenfalls die Anmeldung nicht als gehorig erfolet, die Be-
schwerde I'.‘!']il{lll]:‘ nicht als eingelegt und  der Antrag :;E:i-;h_—u:l-[ nicht als op-

stellt wilt.
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davon ausschlielslich oder ttherwiegend der auslindische Gewerbfleils
Vortheil zige. Wenn er es schuldhafter Weise unterlilst, die Aus-
fithrungspflicht zu erfilllen oder doch Alles zu thun, was zur Sicherung
der Ausfithrung erforderlich ist, so verwirkt er sein Patent. Dasselbe
kann daher zuriickzenommen werden. Doeh ist die Zuriicknahme
erst nach Ablauf von drei Jahren seit der Bekanntmachune der Patent-
ertheilung zuliissig?l.

4. Lizenzpflicht. Der Patentinhaber ist endlich verpflichtet,
die Erlaubnils zur Benutzung der Erfindung gegen angemessene Ver-
giitung und geniigende Sicherstellung insoweit an Andere zu ertheilen,
als dies im Offentlichen Interesse geboten erscheint. Dureh die Ver-
weigerung der Lizenz verwirkt er gleichfalls sein Recht. Darum kann
auch in diesem Falle das Patent nach Ablauf von drei Jahren zuriick-
cenomimen werden 22,

§ 97, Uebertragung des Erfinderrechts.

I. Ueberhaupt. Gleich dem Urheberrechte kann das Er-
finderrecht aus der Personlichkeitssphiire, in der es entsprungen ist,
mit seiner Wurzel nicht herausgerissen werden!., Allein der Aus-

! RuGes. § 11. Daza Kohler, Patentr. 8. 132 ff., 206 ff,, Robolski
fi., Seligsohn 5. 107 #. Die Ausfihrungspflicht bezieht gich nur anf das
Wesentliche der Erfindung; Pat.Bl. 1584 8. 321 ff. Kine gehirige Sicherung der
Aunsfithrung kann im Abschlusse von Lizenzvertriigen liegen; Pat.Bl. 1831 S. 167 ff.
Der Ausfahrungspflicht wird weder dorch Ausitbung des Patentrechtes im Auslande
noch durch Einfuhr aus dem Auslande gentgt; Pat.Bl. 1884 S, 821 ff, 1887 S. 169,
1880 S, 25, R.Ger. b. Senff. XLVI Nr. 215. In den Vertriicen mit Oesterreich,

[talien u. der Schweiz ist jedoch in beiderlei Hinsicht die volle gerenseitice Gleich-

stellung des fremden Staatsgebietes mit dem Inlande vereinbart (Art. 5). Ueber die
Zuriicknahme vgl. nnten § 99 8. 896. — Die Ausfithrungspflicht ist auch den fremden
Patentgesetzen bekannt; unter der Herrschaft des Anmeldesystems kniipft sich an
ihre Nichterfillung unmittelbar das Erltschen des Patents: vel. Schweiz. Ges. Art. 9
)y Oesterr. Ges. § 89 Z. 2a u. Beck-Mannagetta 8. 156 ff u 420 ff —

Das Franeds, Ges. Art. 33 verbietet @iberdies dem Patentinhaber bei Verlust seines

E:ﬂl'hh'.-: jl‘t!t! Finfuhr |]1‘,E- ]l;lh‘n!'l!'lq!!l Ci-:'ﬂ'l'll.'ﬂ;[]ll]-g'ﬁ ang dem Auslande. :\';||']| dem

Schweiz. Ges. Art. 9 7. 4 verwirkt er das Patent durch Einfuhr ans dem Auslande

dann, wenn er gleichzeitig billige schweizerische Lizenzbegehren abgelehnt hat.

2 RGes. §11 % 2: Kohler, Patentr. S. 133 ff, 212 ff Robolski S, 183 ff.;
iiber die Zuriicknahme unten § 99 8. 896. — Fremde (Gesctze kennen zum Theil
einen stirkeren Lizenzzwang; vel. iiber das engl. R, Kohler h. Schinberg 8. 794
u. Robolski im Handworterh. VI 135. Das schweiz. Ges. Art. 12 statuirt neben der
schon erwihnten Lizenzpflicht im Falle des Art. § Z. 4 (oben Anm. 21) eine regen-
seitige Lizenzpflicht zwischen den Inhabern von Haupt- und Abhingigkeitspatenten.

1 Kin Frk. des Obst. Gerichtsh. #n Wien v. 21, Nov. 1266 b, Glaser Nr. 3225
nimmt fretlich an, dals die Ehre der Erfindung pecen Enteelt abeetroten werden
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ithung nach ist schon das urspriingliche Erfinderrecht ubertraghar=.
Uebertrachar ist daher wvor Allem auch das aus dem Erfinderrechte
flielsende Recht auf ein Patent®. Ist vollends das Erfinderrecht zum
Patentrechte entfaltet, so unterliegt es kraft seiner sewerblichen Aus-
gestaltung allen Schicksalen der Vermodgensrechte *,

[I. Veriulserung. Das Erfiinderrecht kann unbeschrinlt
oder beschrankt veriulsert werden. Da hierbei das auns dem Person-
lichkeitsrechte entsprungene absolute Reecht an einer unkorperlichen
Sache in Frage steht, tracen die Veriinlserungsceschiifte ein sachen-
rechtliches Ul‘]sl'.:':_'_'.'l"-'.

1. Translative Veriulserung. FEFine Veridulsernng des
Vollrechtes an der Erfindung ist in jedem Stadium des Erfinderrechtes
moelich. Sie liegt auch in der Vergemeinschaftung oder Entzemein-
schaft des Erfinderrvechts®. Ausgeschlossen ist nur wegen der Untheil-
harkeit des Gegenstandes jede Substanztheilung?. Die Verfiulserung
kann enteeltlich oder unenteeltlich erfolzen, das Verdulserungsoeschiift
sich als Kauf, Tausch, Schenkung u. 8. w. darstellen®. Der Ueberzang
des Rechtes vollzieht sich bis zur Patentertheilung durch den Ver-
traessehluls:; nach der Patentertheilung tritt zwar mit dem Vertrags-
schlusse der Uebergane des Rechtes im Verhiltnisse der Vertrag-

schlielsenden zu einander, allein erst mit der Eintragung der Subjekt-

konne: vel. Zoll 8. 567 Anm. 57. Allein diese Ehre ist Ausfiuls der schleclithin

unitbertragbarven Kigenschaft als Frfinder.

2 Vol, oben § 95 Anm, 46—46 n. § 96 Anm. 15; Beck-Mannagetta 5. 201,

3 RuGes. § 6. Dals der offentlichrechtliche ,Anspruch auf Ertheilung des
Patentes®, der durch die Anmeldung nicht erst (wie Seligsohn 5. 72 meint) or-
zeugt, sondern nur geltend gemacht wird (Schanze 5. 136), rechtsgeschiftlicher
Verfiioune unterliect, ist die Folge seiner Zugehirigkeit zu einem Privatrechte;
vol. Jellinek, System der subj. off. R, 5 3258 Anm. 1,

+ RGes. § 6: R.Ger. XXXI Nr. 11 8. 57.

i Vol bes. R.Ger. XXXI Nr. 67 (,eine Herrschaft sachenrvechtlicher Art iiber
das peistize Produkt der Erfindung”), sowie Nr. 11 (Anwendung der preufsisch-

htlichen Regeln tiber das Recht zar Sache).
8 Kohler, Patentr. 5. 1ol I
[line Auseinandersetzung unter Gemeinern mufls daher doreh Nutztheilung

cehehen; Kohler 5. 153 fit

aoder Veriufserung

5 Unrichtiz izt die Meinung Klostermanns, Komm. 5. 159 ff. u. b, Ende-
mann 1T 328 fi., es liege ,Cession® vor. Vgl fir die Natur der entgeltlichen
Uebertragung als Verkanf R.Ger. im J.M.BL von 1887 5, o3, ber Grochot XXXV
962, .8, XXVIII b mo XXXI 299, — Ueber die Gewihrleistungspflicht vgl. 2.
f HR XXV 252 R.Ger., XX N1 18, Senff, XLI. Nr. 216, Rosenthal 5. 142 ff;

)
Seligsohn 5. 73 fl.
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verinderung in die Patentrolle die Wirksamkeit des Rechtsiiberganges
Dritten cegeniiber ein®.

9 Konstitutive Veriaulserung, Durch Veriulzerung eines
Theilrechtes an der Erfindung kinnen mannichfache aus dem Frfinder-
rechte aboeleitete Rechte beoriindet werden. Diese Reehte kimnen
ahsolut oder relativ sein.

i, Absolute Rechte lassen sich bereits von dem urspriing
lichen Erfinderrechte im Bereiche seiner absoluten Wirkungen ab-
gpalten'®, werden aber vorzuesweise erst aus dem Patentrechte ge-
schopft. Der Patentinhaber kann an der ihm gebithrenden ausschliels-
lichen Nufzune der Erfindung einen Nielsbrauch oder ein Pland-
recht einraumen . Er kann aber auch durch Uehertragung eines
ausschlielslichen Benutzunesrechtes an der FKrfindung in bestimmten
trtlichen oder zeitlichen Grenzen oder in bestimmter sachlicher Be-
schrinkung eicenthinnliche erfinderrechtliche Nutzungsrechte mit Wir-
kung gecen Jedermann begriinden =,

! R.Ges. & 19 Abs. 2; R.Ger. XXXI 56, Die Eintragung spielf eine fdhnliche
: bei kérperlichen heweglichen Sachen die Besitzubertrapung: vgl, Zoll
ithe

nation, die auch

Rolle, w

8. 578 Anm. 73. In Ermangelung eines rechtsgiiltigen Titels sie kein

Recht, schafit aber eine bis zum Gegenbeweise wirksame Legitin
dritten gutgliubigen Erwerbern, die ihe vertraut haben, zu Gute kommen mufs.
8o im Wesentlichen fibereinstimmend Ko hiler, Patentr. S. 185 i 488, Kloster-
mann., Komm. 8. 159 ff., Rosenthal 8. 236 £ Hine beschrinktere: Wirkung
legt André im Pat.Bl 1879 8. 354 fi. der Fintragung bei. Robolski 8. 1304,

Seligsohn 8. 142 u. das R.Ger. in St. 5. XI 266 . schreiben ihr lediglich

die Bedenting einer Legitimation gegenither dem Patentamte zu. Dambach zu
§ 6 Nr. 4 sieht in ihr nur einen nachrichtlichen Vermerk, Gleiche Wirkung
logt das H.Ges. § 19 Abs. 2 der
gines angemeldeten Vertreters bei. L
bei depen die Eintragung in die Rolle eine |I‘.':'-::I:'l't||::-it'|l"' Wirkung hat. Ueber

pagung einer Veriinderung in der Person

heiden Verhiltnisse sind die einzigen,

die Registrirung der Privileginmsitbertragung

n nach osterr. K. vegl. Oesterr. Ges.
§ 3637 ft., Zoll 8. 577 ft.

10 Schon das ursprimgliche Verdfientlichungsrecht kann fir sich ganz oder

u. dazu i'-f.'|'|i _\i:!IH'_.I:_-;-_'IE;I e P )

theilweise tbertragen, das HRecht auf das Patent kann verpfindet werden . s w.
1 Vol fiber Niefsbranch Kohler, Patentr. 5. 155 ., iber Pfandrecht ib.
S. 166 fff Auch ein gesellschaftliches Nutzungsrecht an einem von einem Gesell

schafter quoad usum eingebrachten Patente ist moglich, ib. 8. 156 ff. — Dals in
solchen Fillen die Eintragung in die Patentrolle erforderlich sei, lalst sich nicht
mit Kohler 8. 190 behaupten: vgl. Robolski 8. 185, Sceligsohn 5. 130,

12 Klostermann b. Endemann IT 323 ff.,, Robolski 5. 250 #, Selig-
sohn S 74 1. : R.Ger. XXXI Nr. 67 8. 800 ff. Das obertragene ausschliefsliche
Benutzungsrecht wirkt in seinem Bereiche auch gegen den Patentinhaber selbst
rehenen Lizenzen. Es ist im

und die von ihm etwa nachteiiglich an Andere
Zweifel vererblich und verinfserlich. — Einer Eintragung in die Patentrolle be-

e
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b. Relative Reehte entstehen durch Uebertracung erfinder-
rechtlicher Befugnisse ohne Mitiibertragune eines gesen Jedermann
wirksamen Untersagungsrechtes. Hinsichtlich der Benutzung der Er-
findung sind aus dem wsprimglichen Erfinderrechte, da in diesem
ein Untersagungsrecht gesen fremde Denutzung nieht enthalten ist,
iberhaupt nur relative Rechte ableitbar®, Aus dem Patentrechte
abgeleitete relative Nutzungsrechte werden durch Lizenzertheilungen
begriindet**. Der Lizenzvertrag hat nicht einen blos oblizationen-
vechtlichen Inhalt ',  Er bewirkt vielmehr zugleich einen Uebercang
von Erfinderrecht auf den Lizenztriger®. Darum besteht das zehiorig
begriindete Lizenzrecht auch gegeniiber jedem spiiteren Patentinhaber,
der das Patentrecht nur insoweit erwerben konnte, als es nicht sehon
auf Andere tibertragen war'". Das Lizenzrecht entbehrt jedoch der

darf es nicht; Klostermann a. a 0. 8. 329 Anm. 3, Robolski 5. 135: a. M.
Rosenthal 8§, 236,

" Vel oben § 951V 1h 8. 873. Solche aus einem nicht patentivten Erfinderrechte
abgeleiteten Nutzungsrechte bleiben, wenn die Erfindung patentirt wird, dem Patent-
rechte gegenitber nach Malsgabe ihres Rechtstitels in Kraft. Stammen sie dageren
aus einer anderen als der patentirten Erfindung, o wverfestigen sie sich dem
Patentrechte gegenitber nach Mafseabe eines vor dessen Anmeldune beerimdeten
Nutzungshesitzes zn selbstindigen relativen Nutzungsrechten mit  beschriinkter

Uebertragharkeit (oben § 96 IIT 1), wihrend sie insoweit, als sie noch nicht in
Besitz penmommen waren, erloschen.

" Die Lizenzertheilung kann entgeltlich oder unentgeltlich exfolgen; die Ver-
sittung kann in einer einmaligen oder periodischen Zahlung bestehen: besonders
hiinfig besteht sie in einer festen Lizenzgebiihr, die fir jedes mit dem patentirten
Arbeitsmittel oder dem patentirten Verfahren hergestellte Stick oder fie jedes
verkaufte patentirte Erzeugnils zu zahlen ist. — Der Lizenzvertrag ist ein eigen-
thitmlicher Vertrag, der weder nach Anal

wig der Servitutenbestellung (so Kohler,
Patentr. 8. 157 ff.) noch nach Analogie des Pachtvertrages (so Seligsohn 5. 77 ff))
hehandelt werden darf. Solche Analogien werden schon durch die Unerschiptlich-
keit der Erfindung, an der belicbig viele Lizenzen ertheilt werden konnen, aus-
geschlossen.  Aus dem Wesen der Erfindung folgt, dafs der Lizenzertheiler im
Zweifel dem l;iz:'!l]’.tl':!:_-‘t':' zwar for das 13.'I~:I'it'|: nicht aber fir die ‘I_'__'I.!“P]'hlli_L'.]H’
Verwerthbarkeit der patentirten Erfindung haftet, der Lizenztriger vielmehr das
Risiko der praktischen Brauchbarkeit tibernimmt: R.Ger, b. Seu ff. XLIX Nr. 190. —
Ueber Lizenzvertrige auf Grund nichtiger Patente vel. oben § 95 Anm. 100,

Is einen blofsen
gationenrechtliche
Klostermann b. Endemann 11 329, Rololski S. 232 fi,
R.OVH.G. XTIV 408 fi; R.Ger. XVII Nr. 12, XXXI Nr. 11 8. 301, Senff XLII Nr. 246,

850 bes. Kohler, Patentr. 8. 159 ff., Selissohn 8. 77 ff., Bolze b.
Gruchot XXXVIIL 75 ff. v XXXIX 1

" Hierdurch wird indefs das Lizenzrecht noch nicht. wie Kohler, Selig-

1% e herrschende Meinunge konstroirt die Lizenzertheilune
Verzicht auf das Unter

igungsrecht und legt ihr daher nur ob
Wirkung bei; vel

sohn w. Bolze annehmen, zo einem ,absoluten* Rechte. Die Wirkune der er-

lgten Verfufserung wider den Rechtsnachfolper des Verdnlsercrs besteht auch

ber relativen Rech

o
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Wirksamkeit gegen Dritte; es ist mit keinerlei Untersagungsrecht gegen
Benutzung der Frfindung durch Andere verkniipft'®. Der Umfang
des Lizenzrechtes richtet sich nach dem Vertrage:; das Lizenzrecht kann
ortlich oder zeitlich becrenzt oder auf eine bestimmte Art der Er-
findungsbenutzung beschrinkt sein *®, In vielen Fiillen ist eine still-
schweigende Linzenzertheilung anzunehmen:; inshesondere liest regel-
milsie in dem Verkaufe eines patentirten Gegenstandes die Gestattung
sowohl des Gebrauches wie der Inverkehrsetzung ®°. Das Lizenzrecht
ist mangels anderer Abrede vererblich und verviufserlich®t. Lizenz-
rechte konnen nieht nur vom Patentinhaber selbst, sondern auch yon
jedem Triger eines abgeleiteten absoluten Rechts im Bereiche seines
Nutzungsrechtes und von jedem Lizenztriger nach Malsgabe der ihm
ausdriicklich oder stillschweizend ertheilten Ermiichtigung begrimdet
werden 22,

[II. Vererbung. Das FErfinderrecht ist in jedem Stadium
seiner Entwicklung vererblich; es sgeht auf die Erben aiber und kann
dureh Verfiigung von Todesweren ganz oder theilweise auf Andere
libertrazen werden . Die beim litterarisehen und kinstlerischen Ur-

15 Auch wenn der Lizenzertheiler dem Lizenztriger vertragsmifsig verpilichtet
186, weitere Lizenzen nicht oder nur beschriimke zu ertheilen, kann der Lizenztriiger
vertragswidrig ertheilte Lizenzen nicht anfechten, sondern nur seinen Vertrags-
anspruch gegen den Lizenzertheiler geltend machen. Ebenso verhiilt es sich, wenn
der Lizenzertheiler einer von ihm ibernommenen PHicht zor Verfolgung von
Patentverletzungen nicht nachkommt.

W e Lizenz kann die Herstellung, das Inverkehrsetzen oder den Gebrauch
betreffen: in der (Gestattung der Herstellung wird aber regelmifsig auch die Ge-
stattung der beiden anderen Benutzangsarten enthalten sein.

2 Kohler, Patentr. S. 160 ff, Robolski S. 234, Selipsohn 8. 76 ff.
Dagegen entstebt an einer dem Berechtigten abhanden gekommenen Sache auch
beim gutgliubigen Erwerber, selbst wenn er das Eigenthum erlangt, kein dem
Patentrechte widerstreitendes Recht.

1 Kohler a. a, 0. 8 158 ff,, Robolski 8. 233, Seligsohn 5. 75 fii;
a. M. Klostermann, Komm. 8. 163 n. b. Busch XXXV 85. Meist wird jedoch
die Lizenz an ein bestimmtes Ftablissement gekniipft und ist dann nur mit diesem
tibertraghbar. Ueber Verpfindung von Lizenzen Kohler 8. 163 ff

=% Ueber Lizenzertheilungen von Lizenztriigern vgl. Kohler a. a. 0. 8. 165 T,
Stillschweigende Ermichtisnngen zn weiteren Lizenzertheilungen sind z. B. in den
Lizenzen zum Verkaufe hinsichtlich des Gebrauehes und des Weiterverkautes enthalten.

2 R.Ges. § 6. Neben dem Recht aus dem Patent® wird hier ausdriicklich
nur der jAnspruch aof Frtheilung des Patents® (vel. oben Anm. 3) genannt;
zweifellos gilt jedoch Gleiches fur das urspringliche Erfindervecht in allen seinen
Lebenséulsernngen. — Anch die aus dem Erfinderrecht abeeleiteten Rechte sind
im Zweifel vererblich: vel. oben Anm. 21. — Ueber die gesetzliche Einschrimkung
der Vererblichkeit des erfindervechtlichen Vorbenutzungsrechtes vel. oben § 96
Anm. 15
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heberrecht angeordnete Aussehliefsung des fiskalisehen Heimfallsvechtes
ist auf das Erfinderveeht nicht zu erstrecken *4

[V. Ungewollter Uebergang. Dem ungewollten Ueber-
gange unter Lebenden ist das Erfinderrecht nur unterworfen, wenn
und ingoweit es zum Vermagensrechte entfaltet ist, Withrend es daher
nach seiner Erhebung zum Patentrechte in jeder Hinsicht den das
Vermocen seines Subjektes treffenden Rechtssehicksalen folet®® und
dem Zungriffe der Gliubiger offen steht®®, kann vor diesem Zeitpunkte
dem Erfinder oder seinem Rechtsnachfolger die Entseheidunz itber
das Ob und Wie der Verdffenthichung der Erfindune nieht ohne seinen
Willen entwunden werden?®?. Denn in diesem seinem urspriunglichen
Kerne ist das Erfinderrecht kein Vermogenshestandtheil, sondern ein
Bestandtheil der Persénlichlkeitssphire: Niemand kann den Erfinder
hindern, seine Erfindung ceheim zu halten oder auch zum Gemeincut
zin machen, Niemand ihn zwingen, fiir sie ein Patent zu erwerben.
Selbst nach erfolgter Anmeldung bleibt das Recht anf das Patent so
lange der ungewollten Uebertragung auf Andere entzogen, bis durch
die Bekanmtmachung der Anmeldung der Entsehluls des Berechtigten,
das Erfinderrecht in ein Vermboensrecht itberzufithren, fiir wie wider

aa

Divitte wirksam geworden ist

§ 03, Schutz des Erfinderrechts.

[. Ueberhaupt. Das Erfinderrecht genielst als absolutes
Privatrecht des allgemeinen Privatrechtsschutzes gecen Jedermann.
Mithin kann im Wege einer civilrechtlichen Klage die Anerkennung
seines Bestandes, die DBeseiticung und kimftige Unterlassung von
Stirunzen und im  Falle schuldhafter Verletzung auch die Wieder-
herstellung oder Ersatzleistung durchgesetzt werden. Dem wrspring-

# Seligsohn 8. 72 £ A. M. Kohler 8. 183 fi,, Gareis 5. 117 i

o Das Patentrecht fallt daher z. B. in die eheliche Gittergemeinschaft und

unterliest der vormundschaftlichen Verfiigungsmacht iiber das Vermigen.

2% Das Patentrecht unterliect der Pfindung und der gerichtlichen Zwanes-
veriufeserung und ist Bestandtheil der Konkursmasse; R.OH.G. XXIT Ni. 78;
R.Ger. in Str. 8. VII Nr. 121; Kohler 8. 168 1ff; Bekker, Pand. I 83; Wach,
Civilproz. 1 420 ff.; Hobolski, Theorie 5. 231 ff.; Seligsohn 5. 80 f.; Schanze
a. a. 0. 8, 197; Beck-Mannagetta 5. 209 {f.

A. M. Beck-Mannagetta a. a. 0., der schon die fertig gestellte Er-

findung der Zwangsvollstreckung unterwicft.
AL M. Kohler 5 79 u. Seligsohn a. a. 0., die bereits durch die An-
meldung ein pfindbares Vermogensvecht entstehen lagsen. Vgl aber Bekker u.

Schanze a. u. 0.
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lichen Erfinderrechte steht lediglich der allzemeine Privatrechtsschutz,
dieser aber, soweit es eben iberhaupt wirksam ist, unverkiirzt zw
Seitel. Dem zum Patentrechte entwickelten Erfinderrechie wird liber-
dies ein besonderer privatrechtlicher und strafrechtlicher Schutz gegen
cvewisse Fingriffe zewithrt. Doch egebithrt auch ihm vor und neben
diesem besonderen Schutze der alleemeine Privatvechtssehutz®.  Nur
innerhalb des von ihm ceordneten Bereiches zehrt der besondere Schutz
den hierdurch theilweise verkiirzten allzemeinen Sehutz auf®.

[I. Besondere Patentverletzungen, Als Patentver-
letzungen sind durch besondere gesetzliche DBestimmung alle Hand-
luneen verhoten, die einen rechtswidricen Eingriff in ein fremdes aus-
gehlielsliches Benutzunesrecht an einer Erfindune enthalten. Eine
Patentverletzung hegeht daher, wer unbefugt den Gegenstand einer
patentirten Erfindung gewerbsmilsig herstellt, in Verkehr bringt, feil
hilt oder gebraucht*. Die Patentverletzune wivd dadurch nicht aus-
geschlossen, dals nur ein wesentlicher Theil der fremden Erfindung
in Benutzung genommen ist®

Verletzter kann nieht nur der Patentinhaber, sondern auch jeder
Triger eines aus dem Patentrechte abeeleiteten aunsschlielslichen Be-
nutzunesrechtes, nicht dagecen ein blolser Lizenztriger sein,

Yal. ol & 95 IV 1 a u. ¢; iber den Schutz des Benntzungsrechtes aus

Vorbenutzang Seligsohn 5. 66,

2 Der Patentinhaber hat daher bei Erftllung der Voraussetzungen des § 251
der C.P.0O. gine Feststellungsklare anf das Bestehen seines Rechts; H.Ger, in Jurist

Wochensehr, 12889 S. 867. Kr hat ferner eine Kl " Beseiticung und Unter-

auch nicht ur die yom
. I N. 47. Diese Klagen
stehen ithm unablifingie vom guten oder bosen Glanben fes Lregners  zu. Vel.

Kohler, Patentr. S. 4304, Rlo bholski, Theorie 5. 285 ff,, Seligsohn 8. 59 ff —

lassung von Stérangen seings Hechtes, mogen

Patentoesetze verbotenen Handlungen fallen; B.G

mpekehrt ist gecen Anmalsung eines Patentrechtes eine negative Festste
s ulissip: Kohler b Busch XLVII ff., Seligsohn S. 62 1. Aehin-

liches gilt filr die ans dem Patentrechte : Hechite.

Darum kann aus den mm Patenteesetze behandelten Patentverletzungen

_\llwpl']t'.'h anf Schadensersatz, falls die d: vom Patentgesetz anfgestellten

fordernisse (vgl. onten Anm, 7) nicht erfillt sind, tberhaupt nicht geltend gemac

- Patent-

werden.  Auch wegen verschuldeter Fingriffe solcher Art hat daher «

inhaber keinerlei Frsatzansproch, wenn nicht grobe, sondern nur gewahnlichd

Fahrlizsip

eit vorliegt; ja, bis znr Novelle hatte er einen solchen Anspruch nicht
einmil bei einem groben Verschulden des Gegners: Velo R.Ger. XXI N 13;

pgohn 5. 252,

Kohler, Patentrecht. 5. 456 i,
R.Gos. §3!
teck-Mannagetta S, 319 £
' Yl oben & 96 Anm. 4.

y . mit § 4—o; & 96 8. 882 ff.  Ueber das dsterr. R,




894 Viertes Kapitel. Personlichkeitsrechte.

Aus jeder Patentverletzunz erwiichst dem Verletzten eine Klage
aul Beseificung der Storungen seines Rechtes und auf Unterlassung
fernerer Eingriffe®,

Ist die Patentverletzung wissentlich oder aus crober Fahrlissio-
keit begangen, so hat der Verletzte aufserdem einen Anspruch aunf
Entschidigung 7.

Die wissentliche Patentverletzung ist iiherdies mit Strafe (Geld-
strafe bis zu fiinftausend Mark oder Gefingnis his zu einem Jahre)
bedroht® Doch tritt die Strafverfoleung nur auf Antras ein, Wird
auf Strafe erkannt, so ist zucleich dem Verletzten die Befuenils zu-
zusprechen, die Verurtheilung auf Kosten des Verurtheilten offentlich
bekannt zu machen. Auch kann in diesem Falle dem Beschidieten
auf seinen Antrag statt der Entschidizunz eine Bulse his zum Be-
trage von zehntausend Mark zuerkannt werden .

[I. Verfahren. Die Verfolounz der Patentverletzungen
findet vor den ordentlichen Gerichten im Wege des Civilprozesses
oder des Strafprozesses statt'°. Handelt es sich um eine Erfindung,
die ein Verfahren zur Herstelluneg eines neuen Stoffes zum Geeen-
stande hat, so wird der Verletzte, wenn er Entschidicune fordert,
hinsichflich der Beweistithrung durch eine gesetzliche Vermuthung he-
oiinstict
von gleicher Beschaffenheit als nach dem patentirten Verfahren her-
vestellt gilt !

IV. Verjihrung. Die Klagen wegen Verletzung des Patent-

S Oben Anm. 2. Ein Privatrecht auf Einziehune zur Sicheérung, wie beim
Urheberrecht (oben § 89 111 1 ¢), ist hier nicht anerkannt: nur strafrechtliche Ein-
zichung nach Str.G.B. § 40 ist moglich; Kohler, Patentr. S.
Theorie 5. 252 .

875 £, Robolski,

R.Ges. § 85. Das B.Ges. v. 25, Mai 1877 § 34 liels die ecivilrechtliche wie
die strafrechtliche Haftung nur bei wissentlicher Patentverletzung eintreten.

% R.Ges. § 86. Oeffentliche Strafen fir Patentverletzungen lkennt anch das
osterr., schweiz., franzis. w. ital. Techt: unbekannt sind =ie dem engl., bele, u.
russ. Hecht,

* R.Ges, § 37. Fiir die Bulse

verletzungen: oben 3 89 Anm., 16 u.

gelten gleiche Regeln wie bei Urheberrechts-
a1
[.

Y Der Civilviehter kann nur anf

mtschiadigung erkennen; Strafe und Bufse
kann nur der Strafrichter verhiingen, der aber, wenn er ecine Strafe :|||.\._\"||i'i['h]_
anch Entschiadigung zuerkennen kann. Die Entscheidung letzter Instanz gebithrt
in allen birgerlichen Rechisstreitigkeiten, in denen durch Klage oder Widerklage
ein Anspruch aof Grund der Bestimmungen des Patentgesetzes geltend pemacht
wird, dem Heichsgericht (§ 58). — Ueber das Verfahren im Dingriffsstreit nach
dsterr. K. vgl. Beck-Mannagetta S. 360 ff

1 R.Ges. § 35 Abs. 2 u. dazu oben § 95 Anm. 28.

kraft welcher bis zum Beweise des Gegentheils jeder Stoft

P
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rechts verjihren riicksichtlich jeder einzelnen dieselbe begrindenden
Handlung in drei Jahren 2,

V. Patentberohmung. Das Pafenteesetz enthilt eine Be-
stimmung, pach der mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark bestraft
wird, wer einen durch ein Reichspatent nicht eeschittzten Gegenstand
mit einer Bezeichnung versieht oder offentlich anpreist, die geeignet
ist, den Irrthum zu erregen, als sei der Gegenstand durch ein
Reichspatent geschiitzt. Mit dem Schutze des Erfinderrechts hat diese
Strafandrohung nichts zu thun, Sie richtet sich vielmehr cesen eine
besondere Form der Tiuschung des Publikums 3,

§ 99. Beendigung des Erfinderrechts.

I. Zeitablauf. Das ursprimgliche Erfinderrecht ist unbefristet .
Dagegen hat das Patentrecht eine becrenzte Lebensdauer, die nach
deutschem Rechte funfzehn Jahre, also ein halbes Menschenalter, be-
trict®. Der Lauf dieser Zeit beginnt nicht erst mit dem Eintritt des
Patentschutzes, sondern sehon mit dem auf die Anmeldung der Ep-
findung foleenden Tage?. Durch die Lebensgrenze eines Hauptpatents
wird zugleich die Dauer jedes von ihm abhiingizen Zusatzpatentes
hegyenzt *.

19

R.Ges. § 39, Diese Verjihrung bezicht sich nicht anf die Strafverfolgung;
sie besinnt mit der Verletzang zu lanfen ond wird duorch Antrag auf Bulse im
Strafverfahren nicht unterbrochen; R.Ger. XVI Nr. 3.

12 R.Ges. § 40: v. Liszt, Strafr. § 125 ¥V 2: Kohler, Patentr. §. 651 ff,;
Seligsohn 5. 264 ff.

! Das Recht auf ein Patent geht, so lange die Erfindung nicht verdffentlicht
ist, durch ibhr noch so hohes Alter nicht unter. Auch der Schutz gegen unbefugte
Verdttentlichung der Erfindung und gegen ihre Entwendung behnfs Patenterschleichung
ist unhefristet.

? R.Ges. § 7. Dieselbe Frist gilt nach vielen auslindischen Gesetzen; so
nach osterr., schweizer., ital. u. skandinav. R.; ebenso nach franzis. B., das aber
auch eine Patentivung auf 5 oder 10 Jahre kennt. In Rufsland kann ein Patent
anf 3, 5 oder 10 Jahre genommen werden. In England bhetragt die Patentdaoer
14 Jahre, in den Vereinigten Staaten 17 Jahre, in Belgien und Spanien 20 Jahre. —
Eine Verlingerung des Patentes wiire in Deutschland nur durch Spezialgesetz mig-
lich. In Oesterreich kann sie durch landesherrlichen Gnadenakt erfolgen; Privi-
legienges. § Y litt. ¢, Beck-Mannagetta 8. 200. Das Engl. Ges, v. 25. Augr. 1883
§ 25 kennt eine Verlingerong um 7 und ausnahmsweise 14 Johre im Verwaltungs-

wege, wenn nachgewiesen wird, dafs die Erfindung dem Publiknom erheblich geniitzt,
dem Erfinder aber bisher angemessenen Gewinn nicht gebracht hat.
3 RGes. § T; dazn Kohler, Patentr. 5. 192 ff, Seligsohn 8. 83.

* Vel oben § 95 Anm. 48, Ist daher das Zusatzpatent dnrch Nichtigkeits-
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II. Sonstize Beendicuneseriinde. Vorzeitiz erlischt das
Patentrecht durch Verzieht des Patentinhabers®.  Aulserdem geht es
vorzeitic unter, wenn die Erfullung der patentrechtlichen Pflichten
unterbleibt. Dieser Untercang tritt im Falle nicht vechtzeitiger Ge-
bithrenzahlung von Rechtswezen ein®  Dagegen wird das Patentrecht
weren Verwirkune durch Nichteebraueh oder durch Lizenzverweicerung
nur verloren, wenn die in jedem dieser Fille nach Ablauf von drei
Jahren zulissice Zuritecknahme des Patentes erfolgt?.  Das Verfahren
weoen Zuriicknahme des Patentes findet beim Patentamte statt und
folet im Allcemeinen den fiir dag Verfahren wegen Nichtigkeits-
erklirung geltenden Regeln®. Zur Erhebung der Klage auf Zuriick-
nahme ist Jedermann befugt®. Soll die Zuriicknahme wegen Lizenz-
verweigerung ausgesprochen werden, so muls ihr eine Androhung der

Zuriicknahme unter Ancabe von Grimden und unter Festsetzune einer

angemessenen  Frist  vorauseehen ', Gegen die Entscheidung des
Patentamtes ist auch hier die Berufung an das Reichsgericht zulissig.
De Zuriicknahme stellt sich als riehterliche Aberkennung des ver-
wirltten Patentrechtes darl'. Das Patentrecht erliseht mit dem FEin-

h

iles Hiil'n‘.'|||:i|.|||||" s einem  selbstindigen Patent worden, so erlischt

nach dem auof die Anmeldung des Hauptpatentes

icklitrung an eine be-

[ormios und  emen

Amnabme nicht bedirftie. Vel Kohler, Patente.

. ler Verzichtende muls verfuranesfihiz and ver-

Patentin] sehaft einer git von Porst 1 21,

darch Verzicht Aller im Uebrigen An-

5. 225 ff.  Ein Verzicht anf einen Theil des

ites 1st micht zulissig, Vegl. Robolski 8. 200. A, M. Kohler, Aus dem

und Induostrierecht 11 22
hit
pinfachste Mittel 1st,

y 95 dazw oben § 96 Anm. 20. Die Mehrzahl der Patente erlis

Da die Nichtzahlune der Gebih

fallen 2 laszen, sind Ver

oben 5 96 Anm. 21—E22, wo auach bercits erwahnt ist,
ial | m Gesetzen angedrohte Verlust des Patentrechtes dorch
Einfohr auslindischer Frzengnisse dem dentschen Beeht unbekannt ist.
H.Ges. § 28—31; dazn oben § 95 8. 820 ff. Vel Kohler, Patentr. S. 206 f,
Rolh

telle cht * ein eignes Intercsse
il wohl aber muls er im Falle der Lizenz
verweirerunge ; nteresse darthun, das eine I.'-P'\':.-:(.I'I"Il!ll'iilll||:':
pobietet: R.Ger, IX Nre 29,

MAzes, 5830 Abs.

Sie darl nur ansee
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tritte der Rechiskraft des Urtheils .

[II. Rechtsfolgen der Beendigung. Die Beendigung des
Patentrechtes wird in die Patentrolle eingetragen und verifientlicht,
ohne dafs jedoch hiervon ihre Wirksamkeit abhienge . Soweit eine
Erfindune Gewenstand eines Patentrechtes gewesen ist, wird sie durch
dessen Beendieune zum Gemeingut.  Mit dem Patentrechte erldschen
daher zucleich alle aus ilhm abgeleiteten Rechte.

Mit Riicksicht anf die besonderen Ums

vorlhegt.

ande des Falles kann anch dano,

o wire, die Zuriicknahme unterbleiben, wihrend die

wenn eine Zi
Nichtigkeitserkdirung, sq
Vel RGes. § 11 mit § 10 u. dazn Seligsohn 5. 107,

12 Wohler. Patentr. S. 222 u. 410 fft — Die Zuriicknahme beendigt also mit

bald ihre Voraussetzungen verwicklicht sind, erfolgen muls.

konstitutiver Kraft ein bestehendes Recht, wihrend die Nichtigheitserklirung nur
das Nichtdasein eines Hechtes deklarivt und somit berhaupt nicht zu den B
endicuneseriinden gehirt.

R.Ges. & 19,

Binding, Handbuch. IL 3. I: Gierke, Deutsches Privatrochi, 1. 5T
















	§ 94. Das Erfinderrecht überhaupt.
	Seite 848
	Seite 849
	Seite 850
	Seite 851
	Seite 852
	Seite 853
	Seite 854
	Seite 855
	Seite 856
	Seite 857
	Seite 858
	Seite 859
	Seite 860
	Seite 861

	§. 95. Begründung des Erfinderrechts.
	Seite 861
	Seite 862
	Seite 863
	Seite 864
	Seite 865
	Seite 866
	Seite 867
	Seite 868
	Seite 869
	Seite 870
	Seite 871
	Seite 872
	Seite 873
	Seite 874
	Seite 875
	Seite 876
	Seite 877
	Seite 878
	Seite 879
	Seite 880
	Seite 881

	§ 96. Inhalt und Umfang des Erfinderrechts.
	Seite 881
	Seite 882
	Seite 883
	Seite 884
	Seite 885
	Seite 886
	Seite 887

	§ 97. Uebertragung des Erfinderrechts.
	Seite 887
	Seite 888
	Seite 889
	Seite 890
	Seite 891
	Seite 892

	§ 98. Schutz des Erfinderrechts.
	Seite 892
	Seite 893
	Seite 894
	Seite 895

	§ 99. Beendigung des Erfinderrechts.
	Seite 895
	Seite 896
	Seite 897
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]


